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Datum 20.12.2023

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung des KlÃ¤gers wird das Urteil des Sozialgerichts vom 3.
Mai 2023 geÃ¤ndert.

Der Bescheid der Beklagten vom 20. August 2019 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 25. November 2020 wird aufgehoben, soweit
SÃ¤umniszuschlÃ¤ge zugunsten der Bundesinnungskrankenkasse
Gesundheit (West), der DAK Gesundheit und der AOK
Bremen/Bremerhaven als Einzugsstellen fÃ¼r SÃ¤umniszeitrÃ¤ume nach
Dezember 2015 festgesetzt worden sind.

Im Ã�brigen wird die Klage abgewiesen und die Berufung
zurÃ¼ckgewiesen.

Die Kosten des Verfahrens aus beiden RechtszÃ¼gen mit Ausnahme der
nicht erstattungsfÃ¤higen Kosten der Beigeladenen tragen der KlÃ¤ger zu
Â¾ und die Beklagte zu Â¼.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

Der KlÃ¤ger wendet sich im Berufungsverfahren noch gegen die Heranziehung von
BeitrÃ¤gen zur Sozialversicherung einschlieÃ�lich Umlagen aufgrund einer
BeschÃ¤ftigung der Beigeladenen zu 1. und 3. (F. G. und L. M.).

Der aus Kasachstan stammende KlÃ¤ger hat im Bundesgebiet die Ausbildung zum
Maurer durchlaufen und war nach dieser Ausbildung zunÃ¤chst als abhÃ¤ngig
beschÃ¤ftigter Maurer beruflich tÃ¤tig. Er war seinerzeit insbesondere bei der Firma
W. beschÃ¤ftigt, welche fÃ¼r ihn seinerzeit BeitrÃ¤ge zur Sozialversicherung
abfÃ¼hrte.

SpÃ¤ter machte sich der KlÃ¤ger selbstÃ¤ndig, wobei er ein Gewerbe als
Fliesenleger angemeldet hat. Zum Zeitpunkt der Aufnahme der selbstÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit gibt es von seiner Seite unterschiedliche Angaben:

Im Schriftsatz vom 10. Juli 2023 hat der KlÃ¤ger (Bl. 126 GA) angegeben, dass er
das selbstÃ¤ndige Gewerbe bereits 2003 angemeldet und ab 2005 hauptberuflich
ausgeÃ¼bt habe. In dem im Berufungsverfahren durchgefÃ¼hrten
ErÃ¶rterungstermin hat er hingegen erlÃ¤utert, dass er erst 2010 zunÃ¤chst
nebenberuflich eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit aufgenommen habe. Etwa zwei Jahre
spÃ¤ter habe er sich dann hauptberuflich dieser selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit
gewidmet, das mÃ¼sste etwa ab dem Jahr 2012 so gewesen sein.
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Angesprochen auf die Diskrepanzen hat der KlÃ¤ger im ErÃ¶rterungstermin weiter
dargelegt: Es kÃ¶nne auch durchaus sein, dass abweichend von seinen
vorausgegangenen Darlegungen im ErÃ¶rterungstermin die Angaben im Schriftsatz
vom 10. Juli 2023 zutreffen wÃ¼rden. Er habe die entsprechenden Daten nicht
mehr genau in Erinnerung. 

ErgÃ¤nzend hat er Folgendes ausgefÃ¼hrt:

Die vorliegende Angelegenheit hat mich insbesondere ab 2019 psychisch sehr stark
belastet. Ich habe fast jeden Tag Schreiben der BehÃ¶rden, insbesondere von der
Krankenkasse, von der Berufsgenossenschaft und von der Rentenversicherung,
bekommen. Das hat mich sehr mitgenommen. Ich musste mich deshalb auch in
Ã¤rztliche Behandlung begeben und habe Tabletten bekommen. Vor diesem
Hintergrund kann ich mich an Einzelheiten heute eigentlich gar nicht konkret
erinnert. Ich kann heute auch nicht mehr nÃ¤her erlÃ¤utern, ob ich nun die etwa
2018 aufgegebene hauptberufliche selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit im Jahr 2012 oder im
Jahr 2005 begonnen habe. NÃ¤here Details sind mir nicht mehr erinnerlich.

UrsprÃ¼nglich wollte sich der KlÃ¤ger sowohl als Fliesenleger als auch als Maurer
selbstÃ¤ndig machen. Dieses Vorhaben scheiterte aber daran, dass er die fÃ¼r eine
selbstÃ¤ndige MaurertÃ¤tigkeit erforderliche MeisterprÃ¼fung nicht abgelegt hatte.
Deshalb hat er sich dazu entschlossen, nur die TÃ¤tigkeit eines selbstÃ¤ndigen
Fliesenlegers anzumelden. 

Im Rahmen seiner selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit hat er â�� teilweise auch als
Subunternehmer der Firma W. â�� nach eigenen Angaben unterschiedliche
AuftrÃ¤ge Ã¼bernommen. Manchmal habe er Fliesen gelegt, manchmal Steine
geschleppt oder Steine geschnitten, teilweise habe er auch das Verblendmauerwerk
bei neuen HÃ¤usern hergestellt. 

Nachdem der KlÃ¤ger zunÃ¤chst als SoloselbstÃ¤ndiger gearbeitet hatte, ergab sich
ab 2013 mit zunehmenden Auftragsbestand die Notwendigkeit einer Heranziehung
von Helfern.

In diesem Zuge hat der KlÃ¤ger insbesondere folgende Helfer eingesetzt:

a) Der Beigeladenen zu 2. I. J. war fÃ¼r ihn im Zeitraum ab Mai 2014 tÃ¤tig. Diesen
hat der KlÃ¤ger als abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigten zur Sozialversicherung angemeldet,
wobei er gegenÃ¼ber der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See
als sog. Minijobzentrale angegeben hat, dass er diesen Helfer im Rahmen eines
entgeltgeringfÃ¼gigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses einsetze. TatsÃ¤chlich hat
die Entlohnung aber die GeringfÃ¼gigkeitsgrenze Ã¼berschritten, was die Beklagte
zu einer (im Berufungsverfahren nicht mehr zur gerichtlichen Ã�berprÃ¼fung
gestellten) Nacherhebung von SozialversicherungsbeitrÃ¤gen auch im Hinblick auf
den Beigeladenen Ratz veranlasst hat.

Mit der Lohnbuchhaltung fÃ¼r den Mitarbeiter J. beauftragte der KlÃ¤ger den als
Zeugen gehÃ¶rten Steuerberater X. Y.. Dieser war auch mit der Finanzbuchhaltung
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beauftragt. Dessen BÃ¼ro veranlasste insbesondere die Meldung der TÃ¤tigkeit des
Beigeladenen zu 2 zur Sozialversicherung. 

b) Die Beigeladenen G. und M. setzte der KlÃ¤ger wie folgt ein:

Mitarbeiter TÃ¤tigkeitsmonat TatsÃ¤chlich gezahltes
Entgelt

G. Mai 13 799,20 â�¬
Â Juni 13 522,00 â�¬
Â November 13 1.377,05 â�¬
Â Dezember 13 1.422,95 â�¬
Â Januar 14 892,80 â�¬
Â Februar 14 1.147,20 â�¬
Â April 14 2.311,00 â�¬
Â Mai 14 1.612,50 â�¬
Â Juni 14 2.769,00 â�¬
Â Juli 14 2.595,00 â�¬
Â August 14 930,00 â�¬
Â September 14 1.657,50 â�¬
Â November 14 1.725,00 â�¬
Â Dezember 14 1.050,00 â�¬
Â Â Â 
M. Juli 14 1.685,00 â�¬
Â August 14 4.300,00 â�¬
Â September 14 3.125,00 â�¬
Â Oktober 14 2.395,00 â�¬
Â November 14 1.685,00 â�¬

Â 

Die Entgelte fÃ¼r seine Mitwirkung stellte der Beigeladene G. dem KlÃ¤ger jeweils
â��Hilfsarbeiten am Bauâ�� in Rechnung (vgl. Bl. 222 ff. VV); der Beigeladene M.
(vgl. Bl. 179 ff. VV) stellte teilweise â��erbrachte Leistung als Bauhelferâ�� und
teilweise auch nur pauschal â��erbrachte Leistungâ�� in Rechnung.

Â 

FÃ¼r die TÃ¤tigkeit der Beigeladenen G. und M. fÃ¼hrte der KlÃ¤ger keine
BeitrÃ¤ge zur Sozialversicherung ab, vielmehr zahlte er die vorstehend
aufgefÃ¼hrten EntgeltbetrÃ¤ge in voller HÃ¶he an die Beigeladenen. 

ZustÃ¤ndige Krankenkasse war fÃ¼r den Beigeladenen G. bis MÃ¤rz 2014 die
Bundesinnungskrankenkasse Gesundheit (West) sowie ab April 2014 die DAK
Gesundheit und fÃ¼r den Beigeladenen M. die AOK Bremen-Bremerhaven. 

Am 20. August 2014 fÃ¼hrten Beamte des Hauptzollamtes Z. auf einer Baustelle
des KlÃ¤gers eine PrÃ¼fung durch, bei der sie auch die Beigeladenen G. und M.
antrafen. Der Beigeladene G. gab an, dass er selbstÃ¤ndig tÃ¤tig sei. Er habe ein
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Gewerbe fÃ¼r Trockenbau und Hausmeisterservice angemeldet. Der KlÃ¤ger sei
sein einziger Auftraggeber. Entsprechend legte der Beigeladene M. dar, dass er ein
Gewerbe fÃ¼r die Bereiche Bauhelfer, Trockenbau und Fliesen- und Pflasterarbeiten
angemeldet habe. 

Auf Ersuchen des Hauptzollamtes erteilte der KlÃ¤ger bereits Anfang September
2014 die Zustimmung zur Einsichtnahme in die bei dem Zeugen Y. vorhandenen
GeschÃ¤ftsunterlagen seines Unternehmens (vgl. die dem Schreiben des
SteuerberaterbÃ¼ros des Zeugen vom 5. September 2014 beigefÃ¼gte vom
KlÃ¤ger persÃ¶nlich unterzeichnete Zustimmung, Bl. 7Â f. VV). Dort nahmen die
Mitarbeiter des Hauptzollamtes am 21. Oktober 2014 eine
GeschÃ¤ftsunterlagenprÃ¼fung vor; weitere Unterlagen wurden am 10. November
2014 beim KlÃ¤ger persÃ¶nlich eingesehen. Dabei wurden insbesondere die
Rechnungen der Beigeladenen zu M. und G. Ã¼ber die vorstehend aufgefÃ¼hrten
EntgeltbetrÃ¤ge in Kopie zu den Ermittlungsakten genommen. 

Nach weiteren Ermittlungen des Hauptzollamtes unter Einschluss auch einer
aufgrund des entsprechenden Beschlusses des Amtsgerichts Stade vom 27. Februar
2018 (34 Gs 141 Js 8353/16 â�� 1/18) vorgenommenen Hausdurchsuchung beim
KlÃ¤ger setzte die Beklagte auf der Basis einer sog. Netto-Brutto-Hochrechnung
(vgl. zu deren Einzelheiten die Berechnungen auf Bl. 494 f. VV) mit Bescheid vom
20. August 2019 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 25. November
2020 auf der Grundlage einer BetriebsprÃ¼fung im Sinne des Â§ 28p SGB IV vom
KlÃ¤ger nachzuentrichtende BeitrÃ¤ge zur Sozialversicherung in HÃ¶he von
31.475,25 â�¬ zuzÃ¼glich SÃ¤umniszuschlÃ¤ge in HÃ¶he von 19.118 â�¬ fest. Von
den insgesamt festgesetzten BetrÃ¤gen fÃ¼r die nachzuentrichtenden
SozialversicherungsbeitrÃ¤ge (und Umlagen) in HÃ¶he von 31.475,25 â�¬ entfielen
12.300,48 â�¬ (einschlieÃ�lich SÃ¤umniszuschlÃ¤ge in HÃ¶he von 4.939,50 â�¬)
auf die TÃ¤tigkeit des Beigeladenen G. im Zeitraum bis MÃ¤rz 2014, 20.729,15 â�¬
(einschlieÃ�lich 7.730,50 â�¬ SÃ¤umniszuschlÃ¤ge) auf dessen TÃ¤tigkeit im
Zeitraum ab April 2014 sowie 15.291,81 â�¬ (einschlieÃ�lich SÃ¤umniszuschlÃ¤ge
in HÃ¶he von 5.598 â�¬) auf die TÃ¤tigkeit des Beigeladenen M.. Bei der Ermittlung
der SÃ¤umniszuschlÃ¤ge hatte die Beklagte den SÃ¤umniszeitraum bis Juni 2019
zugrunde gelegt.

Das gegen den KlÃ¤ger eingeleitete Strafverfahren wegen des Verdachts einer
Straftat nach Â§Â 266a StGB wurde gegen Zahlung eines Geldbetrages von 2.300
â�¬ nach MaÃ�gabe des Â§ 153a StPO eingestellt (vgl. die EinstellungsverfÃ¼gung
der Staatsanwaltschaft Stade vom 30. Juli 2019 â�� NZS 141 Js 8352/16, Bl. 28 GA).

Im Rahmen der BegrÃ¼ndung der am 23. Dezember 2020 erhobenen Klage hat der
KlÃ¤ger eingerÃ¤umt, dass auch aus seiner Sicht nach den objektiven UmstÃ¤nden
inzwischen nicht mehr bestreiten lasse, dass der Tatbestand der abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigung der streitbetroffenen Helfer vorgelegen habe. DiesbezÃ¼glich habe
er sich im Zeitraum der tatsÃ¤chlichen Heranziehung jedoch noch in einem
Rechtsirrtum befunden, aufgrund dessen er ohne Vorsatz die Beitragspflicht
missachtet habe. Auf dieser Basis seien die erst 2018 zu seiner Ã�berraschung
festgesetzten Beitragsforderungen bereits verjÃ¤hrt.
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Im Zeitraum des Einsatzes der Beigeladenen sei er davon ausgegangen, dass er ein
Wahlrecht in dem Sinne habe, dass er die beigeladenen G. und M. entweder im
Rahmen eines abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses oder aber auf der Basis
von WerkvertrÃ¤gen einsetzen kÃ¶nne. 

Weil ihm â��von Anfang anâ�� bereits die â��grundsÃ¤tzlichen Kenntnisseâ��
gefehlt hÃ¤tten, habe er â��vorabâ�� seinen Steuerberater, den Zeugen Y.,
gefragt, auf was er zu achten habe. Dieser habe ihm erlÃ¤utert, dass â��fÃ¼r die
Frage der Anerkennung des SubunternehmerverhÃ¤ltnissesâ�� insbesondere die
Gewerbeanmeldung des Subunternehmers, seine steuerliche Meldung, die
Ausstellung ordnungsgemÃ¤Ã�er Rechnungen und die Wahrnehmung von
AuftrÃ¤gen fÃ¼r mehrere Auftraggeber maÃ�geblich seien. Insbesondere dÃ¼rften
die Rechnungsnummern auf den vom Subunternehmer auszustellenden
Rechnungen nicht fortlaufend durchnummeriert sein. Sonst kÃ¶nne â��man nicht
annehmen, dass der Subunternehmer nicht auch fÃ¼r andere Auftraggeber tÃ¤tig
seiâ�� (vgl. Schriftsatz vom 23. Dezember 2020, Bl. 2 GA). Im Ergebnis sei er in der
LaiensphÃ¤re von einem â��legalen Subunternehmereinsatzâ�� ausgegangen.
Nachdem er alle vom seinem Steuerberater genannten Merkmale beachtet habe,
habe er es noch nicht einmal fÃ¼r mÃ¶glich erachtet, dass er
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse mit den betroffenen Beigeladenen begrÃ¼nden
wÃ¼rde.

Sein ProzessbevollmÃ¤chtigter, der ebenfalls als Zeuge gehÃ¶rte Rechtsanwalt AA.,
habe den Zeugen Y. â��zum Inhalt seiner Beratung gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger
befragtâ�� (vgl. ebenfalls den o.g. Schriftsatz).

Mit Urteil vom 3. Mai 2023, dem KlÃ¤ger zugestellt am 11. Mai 2023, hat das
Sozialgericht die Klage abgewiesen. Im VerhÃ¤ltnis zwischen dem KlÃ¤ger und den
Beigeladenen G. und M. seien illegale BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse begrÃ¼ndet
worden. DiesbezÃ¼glich habe der KlÃ¤ger auch vorsÃ¤tzlich gehandelt. Dieser
habe selbst insbesondere bei seiner Vernehmung im Ermittlungsverfahren im
Dezember 2018 dargelegt, dass er die MÃ¶glichkeit der BegrÃ¼ndung von
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen gesehen habe. Entsprechende
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse habe er Ã¼berdies mit dem Beigeladenen zu 2. und
dem (ab Oktober 2014) herangezogenen Beigeladenen zu 4. gefÃ¼hrt. Ausgehend
von einer vorsÃ¤tzlichen Vorenthaltung der geschuldeten
SozialversicherungsbeitrÃ¤ge sei die 30jÃ¤hrige VerjÃ¤hrungsfrist nach Â§ 25 Abs.
1 Satz 2 SGB IV maÃ�geblich; die Beklagte habe zutreffend eine Netto-Brutto-
Hochrechnung nach den Vorgaben des Â§ 14 Abs. 2 Satz 2 SGB IV vorgenommen
und SÃ¤umniszuschlÃ¤ge in Anwendung des Â§ 24 SGB IV festgesetzt.

Mit der am 23. Mai 2023 eingelegten Berufung, mit der nur noch die Festsetzung
von BeitrÃ¤gen, Umlagen und SÃ¤umniszuschlÃ¤gen aufgrund der Heranziehung
der Beigeladenen G. und M. zur Ã�berprÃ¼fung gestellt wird, vertieft der KlÃ¤ger
sein Vorbringen. Sein ProzessbevollmÃ¤chtigter habe seinen Steuerberater â��zum
Inhalt seiner Beratungâ�� befragt. Im Ergebnis habe der Steuerberater
â��geglaubtâ��, es lÃ¤ge ein anzuerkennendes SubunternehmerverhÃ¤ltnis vor,
wenn die von ihm genannten Kriterien eingehalten wÃ¼rden. Der Inhalt der von
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dem Steuerberater vorgenommenen Beratung kÃ¶nne jedenfalls nicht als
â��vÃ¶llig abwegigâ�� eingeschÃ¤tzt werden, seine Auffassung kÃ¶nne jedenfalls
als â��laienhafte Richtschnurâ�� verstanden und vorsatzausschlieÃ�end
herangezogen werden. 

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts vom 3. Mai 2023 zu Ã¤ndern den Bescheid der
Beklagten vom 20. August 2019 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
25. November 2020 aufzuheben, soweit BeitrÃ¤ge, Umlagen und
SÃ¤umniszuschlÃ¤ge aufgrund der TÃ¤tigkeit der Beigeladenen zu 1. und 3.
festgesetzt worden sind. 

Die Beklagte beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verteidigt die angefochtene Entscheidung. 

Der Senat hat durch seinen Vorsitzenden im ErÃ¶rterungstermin den KlÃ¤ger
informatorisch sowie die Zeugen Y. und AB. gehÃ¶rt. Wegen des Ergebnisses wird
auf das Terminsprotokoll verwiesen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakte und auf den Inhalt der beigezogenen VerwaltungsvorgÃ¤nge der
Beklagten Bezug genommen. 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die zulÃ¤ssige Berufung, mit der der Bescheid der Beklagten vom 20. August 2019
in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 25. November 2020 nur noch
hinsichtlich der Festsetzung von BeitrÃ¤gen, Umlagen und SÃ¤umniszuschlÃ¤gen
aufgrund der Heranziehung der beigeladenen Bauhelfer G. und M. zur
Ã�berprÃ¼fung durch den Senat gestellt wird, hat nur teilweise Erfolg. Lediglich die
Festsetzung von SÃ¤umniszuschlÃ¤gen stellt sich in Teilen als rechtswidrig dar. 

1. Hinsichtlich der Festsetzung von BeitrÃ¤gen und Umlagen aufgrund der
Heranziehung der Beigeladenen G. und M. durch den KlÃ¤ger als Arbeitgeber sind
keine Fehler festzustellen. DiesbezÃ¼glich ist aus Sicht des Senates in ErgÃ¤nzung
zu den zutreffenden AusfÃ¼hrungen in dem Bescheid der Beklagten vom 20.
August 2019 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 25. November 2020
und in dem angefochtenen Urteil auf Folgendes hinzuweisen:

a) Die Beigeladenen G. und M., also die Beigeladenen zu 1. und 3., standen
wÃ¤hrend der im Tatbestand im Einzelnen aufgefÃ¼hrten ZeitrÃ¤ume ihrer
TÃ¤tigkeit im klÃ¤gerischen Baubetrieb in abhÃ¤ngigen mehr als nur
geringfÃ¼gigen und daher sozialversicherungspflichtigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen mit einer Versicherungspflicht in allen Zweigen der
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Sozialversicherung zum KlÃ¤ger. 

Rechtsgrundlage der Beitragsfestsetzung ist Â§ 28p Abs. 1 Satz 1 und 5 SGB IV.
Danach prÃ¼fen die TrÃ¤ger der Rentenversicherung bei den Arbeitgebern, ob
diese ihre Meldepflichten und ihre sonstigen Pflichten nach dem SGB IV, die im
Zusammenhang mit dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag stehen,
ordnungsgemÃ¤Ã� erfÃ¼llen; sie prÃ¼fen insbesondere die Richtigkeit der
Beitragszahlungen und der Meldungen (Â§ 28a SGB IV) mindestens alle vier Jahre
(Satz 1). Sie erlassen im Rahmen der PrÃ¼fung Verwaltungsakte zur
Versicherungspflicht und BeitragshÃ¶he in der Kranken-, Pflege- und
Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung einschlieÃ�lich
der Widerspruchsbescheide gegenÃ¼ber den Arbeitgebern (Satz 5; vgl. dazu etwa
BSG, Urteil vom 28. Juni 2022 â�� B 12 R 1/20 R â��, SozR 4-2400 Â§ 14 Nr. 26). 

Personen, die gegen Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt sind, unterliegen in der Kranken-,
Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung (vgl. Â§ 5 Abs. 1 Nr. 1 SGB V, Â§ 20
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB XI, Â§ 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI und Â§ 25 Abs. 1 Satz 1 SGB III)
der Versicherungspflicht (und Beitragspflicht). BeurteilungsmaÃ�stab fÃ¼r das
Vorliegen einer (abhÃ¤ngigen) BeschÃ¤ftigung ist Â§ 7 Abs. 1 SGB IV. Danach ist
BeschÃ¤ftigung die nichtselbststÃ¤ndige Arbeit, insbesondere in einem
ArbeitsverhÃ¤ltnis (Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB IV). Nach der stÃ¤ndigen
Rechtsprechung des BSG setzt eine BeschÃ¤ftigung voraus, dass der Arbeitnehmer
vom Arbeitgeber persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist. Bei einer BeschÃ¤ftigung in einem
fremden Betrieb ist dies der Fall, wenn der BeschÃ¤ftigte in den Betrieb
eingegliedert ist und dabei einem Zeit, Dauer, Ort und Art der AusfÃ¼hrung
umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegt. Diese
Weisungsgebundenheit kann eingeschrÃ¤nkt und zur â��funktionsgerecht
dienenden Teilhabe am Arbeitsprozessâ�� verfeinert sein (BSG, Urteil vom 28.
September 2011 â�� B 12 R 17/09 R â��, SGb 2011, 633). Das Recht der
Sozialversicherung wird beherrscht vom Grundsatz der SolidaritÃ¤t aller abhÃ¤ngig
BeschÃ¤ftigten (BSG, Urteil vom 04. Juni 2019 â�� B 12 R 12/18 R â��, Rn. 34,
juris).

BeschÃ¤ftigung ist gemÃ¤Ã� Â§Â 7 Abs. 1 SGB IV die nichtselbststÃ¤ndige Arbeit,
insbesondere in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis (SatzÂ 1). Anhaltspunkte fÃ¼r eine
BeschÃ¤ftigung sind eine TÃ¤tigkeit nach Weisungen und eine Eingliederung in die
Arbeitsorganisation des Weisungsgebers (SatzÂ 2). Nach der stÃ¤ndigen
Rechtsprechung des BSG setzt eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung voraus, dass der
Arbeitnehmer vom Arbeitgeber persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist. Bei einer BeschÃ¤ftigung
in einem fremden Betrieb ist dies der Fall, wenn der BeschÃ¤ftigte in den Betrieb
eingegliedert ist und dabei einem Zeit, Dauer, Ort und Art der AusfÃ¼hrung
umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegt. Diese
Weisungsgebundenheit kann â�� vornehmlich bei Diensten hÃ¶herer Art â��
eingeschrÃ¤nkt und zur â��funktionsgerecht dienenden Teilhabe am
Arbeitsprozessâ�� verfeinert sein. DemgegenÃ¼ber ist eine selbststÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit vornehmlich durch das eigene Unternehmerrisiko, das Vorhandensein
einer eigenen BetriebsstÃ¤tte, die VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene
Arbeitskraft und die im Wesentlichen frei gestaltete TÃ¤tigkeit und Arbeitszeit
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gekennzeichnet. Ob jemand beschÃ¤ftigt oder selbststÃ¤ndig tÃ¤tig ist, richtet sich
danach, welche UmstÃ¤nde das Gesamtbild der Arbeitsleistung prÃ¤gen und
hÃ¤ngt davon ab, welche Merkmale Ã¼berwiegen. Die Zuordnung einer TÃ¤tigkeit
nach deren Gesamtbild zum rechtlichen Typus der BeschÃ¤ftigung oder
selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit setzt voraus, dass alle nach Lage des Einzelfalls als
Indizien in Betracht kommenden UmstÃ¤nde festgestellt, in ihrer Tragweite
zutreffend erkannt und gewichtet, in die Gesamtschau mit diesem Gewicht
eingestellt und nachvollziehbar, d.h. den Gesetzen der Logik entsprechend und
widerspruchsfrei gegeneinander abgewogen werden (BSG, Urteil vom 19. Oktober
2021Â â�� B 12 R 17/19 RÂ â��, SozR 4-2400 Â§Â 7 Nr 63, Rn. 17).

Bei der Statusbeurteilung ist regelmÃ¤Ã�ig vom Inhalt der zwischen den Beteiligten
getroffenen Vereinbarungen auszugehen, den die Verwaltung und die Gerichte
konkret festzustellen haben. Liegen schriftliche Vereinbarungen vor, so ist neben
deren Vereinbarkeit mit zwingendem Recht auch zu prÃ¼fen, ob mÃ¼ndliche oder
konkludente Ã�nderungen erfolgt sind. SchlieÃ�lich ist auch die Ernsthaftigkeit der
dokumentierten Vereinbarungen zu prÃ¼fen. Erst auf der Grundlage der so
getroffenen Feststellungen Ã¼ber den (wahren) Inhalt der Vereinbarungen ist eine
wertende Zuordnung des RechtsverhÃ¤ltnisses zum Typus der BeschÃ¤ftigung oder
selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit vorzunehmen (stRspr; vgl zum Ganzen BSG, Urteil vom
7.6.2019 â�� B 12 R 6/18 R â�� BSGE 128, 205 = SozR 4-2400 Â§Â 7 Nr 44, RdNr 13
f mwN). Diese wertende Zuordnung kann nicht mit bindender Wirkung fÃ¼r die
Sozialversicherung durch die Vertragsparteien vorgegeben werden, indem diese zB
vereinbaren, eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit zu wollen. Denn der besondere
Schutzzweck der Sozialversicherung schlieÃ�t es aus, dass Ã¼ber die rechtliche
Einordnung einer Person â�� als selbststÃ¤ndig oder beschÃ¤ftigt â�� allein die
VertragsschlieÃ�enden entscheiden. Ã�ber zwingende Normen kann nicht im Wege
der Privatautonomie verfÃ¼gt werden. Vielmehr kommt es entscheidend auf die
tatsÃ¤chliche Ausgestaltung und DurchfÃ¼hrung der VertragsverhÃ¤ltnisse an
(BSG, U.v. 19. Oktober 2021, aaO, Rn. 18 mwN).

Als Arbeitgeber im sozialversicherungsrechtlichen Sinne ist regelmÃ¤Ã�ig derjenige
anzusehen, zu dem ein anderer â�� der BeschÃ¤ftigte â�� in einem persÃ¶nlichen
AbhÃ¤ngigkeitsverhÃ¤ltnis steht. Nach Â§ 7 Abs 1 S 1 SGB IV ist BeschÃ¤ftigung die
â��nichtselbstÃ¤ndige Arbeit, insbesondere in einem ArbeitsverhÃ¤ltnisâ��.
â��Anhaltspunkte fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung sind eine TÃ¤tigkeit nach Weisungen
und eine Eingliederung in die Arbeitsorganisation des Weisungsgebersâ�� (Â§ 7 Abs
1 S 2 SGB IV). Eine â�� nicht auf ArbeitsverhÃ¤ltnisse in einem engen
arbeitsrechtlichen Sinne beschrÃ¤nkte â�� BeschÃ¤ftigung setzt nach stÃ¤ndiger
Rechtsprechung des Senats voraus, dass der BeschÃ¤ftigte von seinem
â��Arbeitgeberâ�� persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist. Bei einer BeschÃ¤ftigung in einem
fremden Betrieb ist dies der Fall, wenn der BeschÃ¤ftigte in den Betrieb
eingegliedert ist und dabei einem Zeit, Dauer, Ort und Art der AusfÃ¼hrung
umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegt. Diese
Weisungsgebundenheit kann â�� vornehmlich bei Diensten hÃ¶herer Art â��
eingeschrÃ¤nkt und zur â��funktionsgerecht dienenden Teilhabe am
Arbeitsprozessâ�� verfeinert sein. Ob jemand im VerhÃ¤ltnis zu einem anderen (=
dem Arbeitgeber) abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt ist, richtet sich ausgehend von den
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genannten UmstÃ¤nden nach dem Gesamtbild der Arbeitsleistung. Arbeitgeber ist
bei alledem mithin stets derjenige, dem der Anspruch auf die vom BeschÃ¤ftigten
nach MaÃ�gabe des Weisungsrechts geschuldete Arbeitsleistung zusteht und der
dem BeschÃ¤ftigten dafÃ¼r als Gegenleistung zur Entgeltzahlung verpflichtet ist
(BSG, Urteil vom 31. MÃ¤rz 2015 â�� B 12 R 1/13 R â��, SozR 4-2400 Â§ 14 Nr 19,
Rn. 18 mwN).

Im vorliegenden Fall standen (entsprechend der insoweit â�� nach MaÃ�gabe des
wechselseitigen Vortrages im vorliegenden sozialgerichtlichen Verfahren â��
inzwischen Ã¼bereinstimmenden Bewertung sowohl des KlÃ¤gers als auch der
Beklagten) die Beigeladenen G. und M. in den im Tatbestand im Einzelnen
aufgefÃ¼hrten streitbetroffenen ZeitrÃ¤umen in abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen zum KlÃ¤ger. Diese Beigeladenen waren
weisungsabhÃ¤ngig als Bauhelfer in den arbeitsteilig organisierten Betrieb des
KlÃ¤gers eingegliedert. FÃ¼r ihre Mitwirkung erhielten sie das vereinbarte Entgelt,
welches, soweit sich dies anhand des wenig substantiierten Vortrages des KlÃ¤gers
erschlieÃ�t, schwerpunktmÃ¤Ã�ig auf Stundenlohnbasis ermittelt wurde. Diese
Beigeladenen hatten keine unternehmerischen Chancen; sie waren auch keinen
unternehmerischen Risiken ausgesetzt. 

b) Zutreffend ist die Beklagte zu der Auffassung gelangt, dass diese
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse als illegal im Sinne des Â§ 14 Abs. 2 Satz 2 SGB IV zu
qualifizieren waren, so dass in Anwendung dieser Norm eine sog. Netto-Brutto-
Hochrechnung geboten war, welche die Beklagte in dem angefochtenen Bescheid
und seinen Anlagen, worauf wegen der Einzelheiten Bezug genommen wird,
sachlich und rechnerisch zutreffend vorgenommen hat.

Ist ein Nettoarbeitsentgelt vereinbart, gelten nach Â§ 14 Abs. 2 Satz 1 SGB IV als
Arbeitsentgelt die Einnahmen des BeschÃ¤ftigten einschlieÃ�lich der darauf
entfallenden Steuern und der seinem gesetzlichen Anteil entsprechenden BeitrÃ¤ge
zur Sozialversicherung und zur ArbeitsfÃ¶rderung. Sind bei illegalen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen Steuern und BeitrÃ¤ge zur Sozialversicherung und
zur ArbeitsfÃ¶rderung nicht gezahlt worden, gilt ein Nettoarbeitsentgelt als
vereinbart (Satz 2).

Der Begriff â��illegales BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisâ�� im Sinne von Â§ 14 Abs. 2
Satz 2 SGB IV ist weit zu verstehen und bei allen Erscheinungsformen illegaler
â��Schattenwirtschaft (BeschÃ¤ftigung)â�� anzuwenden, sofern bestimmte
beschÃ¤ftigungsbezogene Pflichtverletzungen (vgl. Â§ 1 Abs. 2 Nr. 1 SchwarzArbG
2004) damit verbunden sind (BSG, U.v. 09. November 2011 â�� B 12 R 18/09 R â��,
BSGE 109, 254, Rn. 21). Insbesondere begrÃ¼ndet das (auch im vorliegenden
Zusammenhang festzustellende) gÃ¤nzlich unterbliebene AbfÃ¼hren der gesetzlich
geschuldeten SozialversicherungsbeitrÃ¤ge fÃ¼r die beiden noch streitbetroffenen
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse mit den Beigeladenen G. und M. den
objektiven Tatbestand eines solchen illegalen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses. 

FÃ¼r die Frage, in welchem Grade die PflichtverstÃ¶Ã�e von einem subjektiven
Element getragen sein mÃ¼ssen, ist in Ermangelung anderer MaÃ�stÃ¤be an die
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fÃ¼r die VerjÃ¤hrung vorenthaltener SozialversicherungsbeitrÃ¤ge geltende
Regelung des Â§ 25 Abs. 1 Satz 2 SGB IV (VerlÃ¤ngerung der VerjÃ¤hrungsfrist von
vier auf dreiÃ�ig Jahre) anzuknÃ¼pfen. Danach ist fÃ¼r den Eintritt dieser
qualifizierten Folge ebenfalls (mindestens bedingter) Vorsatz erforderlich. Auf den
subjektiven MaÃ�stab des Â§ 25 Abs. 1 Satz 2 SGB IV hat das BSG auch bereits in
anderen ZusammenhÃ¤ngen â�� etwa fÃ¼r die Erhebung von
SÃ¤umniszuschlÃ¤gen bei Beitragsnachforderungen â�� abgestellt. Mindestens
(bedingter) Vorsatz ist ferner fÃ¼r den subjektiven Tatbestand der einschlÃ¤gigen,
auf die Vorenthaltung von BeitrÃ¤gen und Steuern bezogenen StraftatbestÃ¤nde
(Â§ 266a StGB, Â§Â 370a AO) erforderlich (BSG, aaO, Rn. 28).

Nach dem Gesamtergebnis des vorliegenden Verfahrens ist nach Ã�berzeugung des
Senates festzustellen, dass der KlÃ¤ger jedenfalls mit bedingtem Vorsatz im
Zeitraum der BeschÃ¤ftigung der Beigeladenen G. und M. von der AbfÃ¼hrung der
gesetzlich vorgeschriebenen Sozialversicherungsabgaben abgesehen hat.

FÃ¼r einen bedingten Vorsatz reicht insbesondere aus, dass der Beitragsschuldner
seine Beitragspflicht nur fÃ¼r mÃ¶glich gehalten, die NichtabfÃ¼hrung der
BeitrÃ¤ge aber billigend in Kauf genommen hat (BSG, Urteil vom 16. Dezember
2015 â�� B 12 R 11/14 R â��, BSGE 120, 209, Rn. 64).

Nach der Rechtsprechung des BGH ist â�� zunÃ¤chst bezogen auf Handlungsdelikte
â�� das Willenselement des bedingten Vorsatzes gegeben, wenn der TÃ¤ter den
von ihm als mÃ¶glich erkannten Eintritt des Erfolges billigt oder sich um des
erstrebten Zieles willen damit abfindet, mag ihm auch der Erfolgseintritt an sich
unerwÃ¼nscht sein. Bewusste FahrlÃ¤ssigkeit liegt hingegen dann vor, wenn er mit
der als mÃ¶glich erkannten Tatbestandsverwirklichung nicht einverstanden ist und
ernsthaft â�� nicht nur vage â�� darauf vertraut, der maÃ�gebliche Erfolg werde
nicht eintreten (BGH, Urteil vom 18. 10. 2007 â�� 3 StR 226/07 â�� NStZ 2008, 93,
bezogen auf einen TÃ¶tungsvorsatz).

Schon im Ausgangspunkt ist damit klarzustellen, dass das sog. voluntative
Vorsatzelement keine Billigung im Sinne einer subjektiven WertschÃ¤tzung des
jeweiligen Taterfolges und noch weniger im Sinne einer rechtspolitischen
BefÃ¼rwortung der maÃ�geblichen rechtlichen Vorgaben zum Ausdruck bringen
soll. Der Umstand, dass ein Arbeitgeber es beispielsweise rechtspolitisch fÃ¼r
verfehlt erachten mag, bestimmte AusprÃ¤gungen einer abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigung der Beitragspflicht zu unterwerfen, steht als solcher der Annahme
einer sog. billigenden Inkaufnahme der MÃ¶glichkeit einer Missachtung einer von
der Rechtsordnung geforderten Anmelde- und Beitragspflicht nicht entgegen. Es
genÃ¼gt auch ein â��Sich-Abfindenâ�� mit der Tatbestandsverwirklichung (BGH,
B.v. 20.11.1986 â�� 4 StR 633/86 NStZ 1987, 362); dabei kann sich der TÃ¤ter auch
mit einem an sich unerwÃ¼nschten Erfolg im Sinne des voluntativen
Vorsatzelements â��abfindenâ�� (BGH, U.v. 18. 10. 2007 â�� 3 StR 226/07 NStZ
2008, 93; vgl. auch BGH, U.v. 08. September 2011 â�� 1 StR 38/11 â�� NStZ 2012,
160: Ob der TÃ¤ter will, dass ein Steueranspruch besteht, ist fÃ¼r den
Hinterziehungsvorsatz bedeutungslos).
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Bei der Konkretisierung der erlÃ¤uterten GrundsÃ¤tze im Beitragsrecht ist weiter zu
berÃ¼cksichtigen, dass bei einer sog. Beitragshinterziehung dem Beitragsschuldner
keine aktive Tathandlung, sondern ein Unterlassen zur Last gelegt wird. Er hat
namentlich in Fallgestaltungen der vorliegenden Art versÃ¤umt, die gesetzlich
vorgeschriebene Anmeldung des Arbeitnehmers zur Sozialversicherung und damit
korrespondierend die Entrichtung entsprechender BeitrÃ¤ge vorzunehmen. Im
Strafrecht wird fÃ¼r einen Vorsatz bei Unterlassungsdelikten im Ausgangspunkt
gefordert, dass der Unterlassende zu dem Zeitpunkt, zu dem er handeln sollte, die
Gefahr fÃ¼r das Rechtsgutssubjekt sowie die UmstÃ¤nde kennt, die seine
Garantenpflicht begrÃ¼ndet. Hinzukommen muss fÃ¼r den Vorsatz die individuelle
MÃ¶glichkeit des TÃ¤ters, zur Abwehr der Gefahr tÃ¤tig zu werden, die Erwartung
oder mindestens die Erkenntnis der konkreten MÃ¶glichkeit des Erfolgseintritts
sowie die AbhÃ¤ngigkeit des Erfolgseintritts davon, dass der TÃ¤ter die ihm
gebotene und mÃ¶gliche Handlung nicht vornimmt (BGH, Beschluss vom 24. April
2018 â�� 1 StR 160/18 â�� StV 2018, 736; vgl. zum Vorstehenden auch
ausfÃ¼hrlich: Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 19. Dezember
2018Â â�� L 2 BA 39/18Â â��, Rn. 140 ff., juris).

Im vorliegenden Fall waren dem KlÃ¤ger natÃ¼rlich die tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nde
der Heranziehung der Beigeladenen G. und M. im Rahmen des von ihm als
mitarbeitender Unternehmer gefÃ¼hrten sehr kleinen Bauunternehmens bekannt.
Ebenso war ihm schon im Zeitraum der Heranziehung dieser Beigeladenen bekannt,
dass Arbeitgeber verpflichtet sind, fÃ¼r die fÃ¼r ihn tÃ¤tigen BeschÃ¤ftigten
SozialversicherungsbeitrÃ¤ge abzufÃ¼hren. Vor Aufnahme der selbstÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit war der KlÃ¤ger auch seinerseits abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt. NatÃ¼rlich
wusste er, wie auch seine Befragung im ErÃ¶rterungstermin bestÃ¤tigt hat, dass
der Arbeitgeber damals fÃ¼r ihn SozialversicherungsbeitrÃ¤ge abzufÃ¼hren hatte
und abgefÃ¼hrt hat. Bezeichnenderweise hat der KlÃ¤ger im Jahr 2014 auch die
Beigeladenen zu 2. (J.) und 4. (P.) als Arbeitgeber zur Sozialversicherung
angemeldet. Damit korrespondiert, dass er bei der Vernehmung im
Ermittlungsverfahren im Dezember 2018 (Bl. 372 VV) ausdrÃ¼cklich eingerÃ¤umt
hat, er wisse, dass er die Beigeladenen G. und M. auch hÃ¤tte anstellen kÃ¶nnen. 

Soweit der KlÃ¤ger im Ergebnis geltend macht, dass er gutglÃ¤ubig davon
ausgegangen sei, dass er die Beigeladenen G. und M. als rechtlich selbstÃ¤ndige
Subunternehmer eingesetzt habe, so dass er mangels BegrÃ¼ndung von
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen keine SozialversicherungsbeitrÃ¤ge habe
abfÃ¼hren mÃ¼ssen, vermag ihm der Senat nicht zu folgen. Nach dem
Gesamtergebnis des Verfahrens ist im Ergebnis vielmehr zur Ã�berzeugung des
Senats festzustellen, dass der KlÃ¤ger die MÃ¶glichkeit der BegrÃ¼ndung
abhÃ¤ngiger BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse mit den Beigeladenen G. und M.
gesehen und die Missachtung der gesetzlichen Vorgaben Ã¼ber die ihm als
Arbeitgeber obliegende AbfÃ¼hrung von SozialversicherungsbeitrÃ¤gen fÃ¼r diese
BeschÃ¤ftigten zumindest billigend in Kauf genommen hat.

Der KlÃ¤ger selbst hat bei seiner Befragung im ErÃ¶rterungstermin beschrieben,
dass er die Beigeladenen G. und M. als Helfer bei den von ihm Ã¼bernommenen
BauauftrÃ¤gen eingesetzt hat. Bezeichnenderweise hat er auch den Beigeladenen
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zu 2. (I. J.) als Helfer herangezogen. Diesen hat er durchaus zur Sozialversicherung
angemeldet.

Der anwaltlich vertretene KlÃ¤ger hat auch selbst in der KlagebegrÃ¼ndung
vorgetragen (Bl. 3 GA), dass er nach seinen damaligen Kenntnissen bei der
Heranziehung der Beigeladenen G. und M. davon ausgegangen sei, Ã¼ber ein
â��Wahlrechtâ�� in dem Sinne zu verfÃ¼gen, diese entweder â��auf Basis eines
Werkvertragesâ�� einzusetzen oder â��abhÃ¤ngig zu beschÃ¤ftigenâ��. Damit hat
im Ergebnis der KlÃ¤ger selbst zum Ausdruck gebracht, dass ihm die MÃ¶glichkeit
einer Heranziehung der Helfer G. und M. auf der Grundlage abhÃ¤ngiger
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse bereits seinerzeit klar vor Augen stand. Hinsichtlich
des in diesem Zusammenhang angefÃ¼hrten (der Rechtsordnung in dieser Form
unbekannten) â��Wahlrechtsâ�� ist von einer nicht nachvollziehbaren
Schutzbehauptung auszugehen, zumal der KlÃ¤ger von der Annahme eines
entsprechenden â��Wahlrechtsâ�� im Rahmen seiner persÃ¶nlichen
informatorischen AnhÃ¶rung durch den Senatsvorsitzenden gar nichts konkret
berichtet hat. Der entsprechende Vortrag ist Ã¼berdies auch schon deshalb nicht
nachvollziehbar, weil ein Einsatz der Beigeladenen G. und M. â��auf Basis eines
Werkvertragesâ�� schon mangels Vereinbarung eines von diesen jeweils
eigenstÃ¤ndig zu bewirkenden Werkes nicht in Betracht kam, diese Beigeladenen
sind vielmehr als untergeordnete Bauhelfer unter Anleitung des fachkundigen
KlÃ¤gers und nach dessen Weisungen unterstÃ¼tzend auf den Baustellen tÃ¤tig
geworden. 

Nachvollziehbar erklÃ¤ren, weshalb er nicht einmal die MÃ¶glichkeit einer
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung der als Helfer herangezogenen Beigeladenen G. und
M. gesehen haben will, vermochte der KlÃ¤ger auch im Ã�brigen nicht. 

FÃ¼r das Fehlen eines jedenfalls bedingten Vorsatzes bleibt umso weniger Raum,
als er den Beigeladenen zu 2. als weiteren Helfer durchaus abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt
hat. Auch der KlÃ¤ger vermag nichts dafÃ¼r aufzuzeigen, dass diese
Differenzierung auf auch nur subjektiv ernsthaft angenommenen SachgrÃ¼nden
beruht haben kÃ¶nnte. 

Insoweit vermerkt das Protokoll des ErÃ¶rterungstermins folgende Angaben des
KlÃ¤gers:

Auf Nachfrage des Vertreters der Beklagten, inwiefern sich die TÃ¤tigkeit des
beigeladenen J., den der KlÃ¤ger nach eigenen Angaben zur Sozialversicherung
angemeldet habe, von den TÃ¤tigkeiten der beigeladenen G. und M. unterschieden
habe, erlÃ¤utert der KlÃ¤ger:

Der beigeladene J. hat mir unmittelbar geholfen. Er stand quasi neben mir. Herr J.
war deutlich stÃ¤rker und krÃ¤ftiger als ich. Ich brauchte teilweise einfach seine
KÃ¶rperkrÃ¤fte, um die Arbeiten bewÃ¤ltigen zu kÃ¶nnen.

Auf Nachfrage:
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NatÃ¼rlich haben mir auch die beigeladenen G. und M. geholfen. Der beigeladene J.
war aber immer mit mir auf der Baustelle, wohin gegen die beigeladenen G. und M.
zeitweilig auch allein auf der Baustelle waren. 

Auf Hinweis des Senatsvorsitzenden, dass eine TÃ¤tigkeit auf der Baustelle in
Abwesenheit des Unternehmers den Umstand unberÃ¼hrt lassen dÃ¼rfte, dass die
betroffenen ArbeitskrÃ¤fte als Helfer und im Auftrag des Unternehmers tÃ¤tig
seien, erklÃ¤rt der KlÃ¤ger:

Das sind die Dinge, die ich letztlich nicht verstehe.

Eine inhaltlich nachvollziehbare ernsthafte Vorstellung der NichtbegrÃ¼ndung eines
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses wird mit solchen vagen Andeutungen
gerade nicht aufgezeigt. Es handelt sich im Ergebnis um inhaltlich gar nicht konkret
fassbare Schutzbehauptungen mit dem Ziel einer Vermeidung der gesetzlich
geschuldeten Beitragsforderungen. 

Eine Unkenntnis des KlÃ¤gers von seiner Verpflichtung zur AbfÃ¼hrung von
SozialversicherungsbeitrÃ¤gen ist umso weniger anzunehmen, als im
Zusammenhang mit der im Mai 2014 erfolgten Anstellung des Beigeladenen J. nach
den glaubhaften Darlegungen des als Zeugen gehÃ¶rten Steuerberaters Y. ein von
diesem zur AbklÃ¤rung der Voraussetzungen fÃ¼r ein BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
entwickelter sechsseitiger Fragebogen herangezogen worden ist. Gerade die
Auswertung dieses Fragebogens hat im Ergebnis zur Meldung eines abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses mit dem Bauhelfer J. gefÃ¼hrt. 

DemgegenÃ¼ber hat der KlÃ¤ger â�� sehenden Auges â�� davon Abstand
genommen, eine entsprechende PrÃ¼fung in Absprache mit dem Steuerberater â��
insbesondere unter Einbeziehung auch des von diesem entwickelten sechsseitigen
Fragebogen â�� im Hinblick auf die ebenfalls als Helfer auf den Baustellen
eingesetzten Beigeladenen G. und M. zu bewirken. Die Unterlagen Ã¼ber die
Mitwirkung auch dieser beiden Helfer hat er seinem Steuerberater nach dessen
glaubhafter Darlegung vielmehr erst nach Beendigung der Mitarbeit zugeleitet.
Auch dies lÃ¤sst nur den RÃ¼ckschluss darauf hin, dass jedenfalls von einem
bedingten Vorsatz hinsichtlich der Beitragshinterziehung auszugehen ist. 

Bezeichnenderweise vermochte der KlÃ¤ger auch nicht nachvollziehbar darzulegen,
wie die von ihm geltend gemachte â�� aus Sicht des Senates allerdings schon im
Ausgangspunkt nicht nachvollziehbare â�� GutglÃ¤ubigkeit fortbestanden haben
soll, nachdem im August 2014 PrÃ¼fungen des Hauptzollamtes eingeleitet wurden,
aufgrund derer er insbesondere einer Einsichtnahme in die beim Steuerberater
aufgezeigten GeschÃ¤ftsunterlagen zugestimmt und bei einer weiteren
Einsichtnahme in solche Unterlagen in seinen eigenen RÃ¤umlichkeit auch
anwesend war. 

Das Protokoll des ErÃ¶rterungstermins vermittelt anschaulich, dass der KlÃ¤ger
nicht einmal ansatzweise eine entsprechende GutglÃ¤ubigkeit nachvollziehbar
aufzuzeigen vermochte.Â  Auf Nachfrage, welches Ziel aus seiner Sicht die
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damaligen PrÃ¼fungen der Beamten des Hauptzollamtes gehabt hÃ¤tten, zuckte er
mit den Schultern. Auf weitere Nachfrage, ob er seinerzeit mit dem Steuerberater
noch einmal Ã¼ber die Angelegenheit gesprochen habe, zog er sich darauf
zurÃ¼ck, dass seinerzeit eine BetriebsprÃ¼fung von Seiten des Finanzamtes
durchgefÃ¼hrt worden sei, er habe angenommen, dass â��das Ganze
zusammenhingâ��. Auch dabei handelt es sich um eine nicht glaubhafte
Schutzbehauptung. Eine den Ermittlungen des Hauptzollamtes vorausgegangene
BetriebsprÃ¼fung der Finanzverwaltung hat es gar nicht gegeben. Die auf
nachfolgende entsprechende Nachfrage des Senates vom KlÃ¤ger vorgelegten
Unterlagen machen deutlich, dass eine AuÃ�enprÃ¼fung des Finanzamtes erst
Jahre spÃ¤ter im Mai 2019 (vgl. das vorgelegte Schreiben des Finanzamtes AC., Bl.
305 GA) durchgefÃ¼hrt worden ist. Schon im gedanklichen Ausgangspunkt konnte
der KlÃ¤ger bei dieser Ausgangslage im Jahr 2014 die damaligen PrÃ¼fungen des
Hauptzollamtes nicht damit in Zusammenhang bringen.

Es lÃ¤sst sich auch nichts dafÃ¼r objektivieren, dass der Zeuge Y. als Steuerberater
den KlÃ¤ger in einer Weise beraten haben kÃ¶nnte, dass dieser im Zeitraum der
tatsÃ¤chlichen Heranziehung der Beigeladenen G. und M. als Bauhelfer nicht einmal
mit bedingtem Vorsatz die MÃ¶glichkeit einer BegrÃ¼ndung von abhÃ¤ngigen und
sozialversicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen gesehen hat.

Es ist schon nicht erkennbar, dass der Zeuge Ã¼berhaupt mit dem KlÃ¤ger Ã¼ber
die rechtlichen Vorgaben fÃ¼r eine Heranziehung entsprechender Helfer vor dem
tatsÃ¤chlichen Einsatz der Beigeladenen G. und M. gesprochen hat. Der Zeuge Y.
hat vielmehr bei seiner Vernehmung berichtet, dass er von dem Einsatz dieser
beiden Beigeladenen im klÃ¤gerischen Unternehmen erst im Rahmen der
BuchfÃ¼hrungsarbeiten Kenntnis erlangt hat, welche er etwa im August des
Folgejahres jeweils fÃ¼r das Vorjahr anhand der nachtrÃ¤glich vom KlÃ¤ger
eingereichten BuchfÃ¼hrungsunterlagen vorgenommen habe. Seinerzeit seien die
tatsÃ¤chlichen AblÃ¤ufe lÃ¤ngst abgeschlossen gewesen. 

Der Senat hat keinen Anlass, an diesen Angaben des Zeugen Y. zu zweifeln. Seine
Vernehmung macht allerdings deutlich, dass ihm nicht mehr alle Daten verlÃ¤sslich
prÃ¤sent sind. Dies ist aber nach knapp zehn Jahren ohnehin nicht mehr zu
erwarten. Ã�berdies hat der Zeuge natÃ¼rlich nicht alle Arbeiten im
Zusammenhang mit dem Betrieb des KlÃ¤gers in eigener Person vorgenommen.
Sein SteuerberatungsbÃ¼ro war vielmehr entsprechend Ã¼blichen Gegebenheiten
arbeitsteilig organisiert. So wird im Schreiben des SteuerberatungsbÃ¼ros vom 5.
September 2014 auf eine (in seinem BÃ¼ro tÃ¤tige) â��Kollegin Frau AD.â��
verwiesen; bei der Einsichtnahme in die GeschÃ¤ftsunterlagen am 21. Oktober
2014 war Ansprechpartnerin des BÃ¼ros Frau AE.. 

Dabei ergab sich im Zuge der damaligen Einsichtnahme durch die Zollbeamten,
dass dem Steuerberater seinerzeit noch gar nicht die sog. Eingangsrechnungen des
KlÃ¤gers aus dem Jahr 2014 vorlagen. Dies spricht fÃ¼r die Richtigkeit des
Vortrages des Zeugen Y., dass ihm entsprechende Unterlagen erst nach Ablauf des
jeweiligen GeschÃ¤ftsjahrs zur Auswertung im Rahmen der Finanzbuchhaltung
Ã¼bermittelt worden sind. Im Ergebnis geht der Senat daher davon aus, dass dem
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Zeugen Y. die grundlegenden AblÃ¤ufe seiner damaligen TÃ¤tigkeit fÃ¼r den
KlÃ¤ger im Rahmen der Finanzbuchhaltung und im Rahmen der (mit der Anstellung
des Beigeladenen Ratz im Mai 2014 begonnenen) Lohnbuchhaltung bei seiner
Vernehmung durchaus noch prÃ¤sent waren und von ihm glaubhaft geschildert
worden sind. 

Auch die Vernehmung des Zeugen AB. hat in diesem Zusammenhang zu keinen das
Berufungsbegehren stÃ¼tzenden Erkenntnissen gefÃ¼hrt. Soweit von Seiten des
KlÃ¤gers schriftsÃ¤tzlich vorgetragen worden war, dass dieser Zeuge den weiteren
Zeugen Y. zum Inhalt seiner Beratung gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger â��befragtâ��
habe (S. 3 der KlagebegrÃ¼ndung, Bl. 3 GA) bzw. dass dieser sich im Rahmen einer
telefonischen RÃ¼cksprache mit dem Steuerberater Ã¼ber den Sachverhalt
â��vergewissertâ�� habe (vgl. Widerspruch vom 6. September 2019, Bl. 501 VV),
muss dies schon im Ausgangspunkt nach dem Ergebnis der Befragung des Zeugen
AB. relativiert werden. Eine konkrete Befragung ist im Rahmen des einmaligen und
â��relativ kurzenâ�� TelefongesprÃ¤chs gerade nach den eigenen Angaben des
Zeugen AB. nicht erfolgt. Im Rahmen dieses GesprÃ¤chs hat der Zeuge zwar ihm
berichtete Erinnerungen des KlÃ¤gers an vormalige Beratungen geschildert, ihm im
Rahmen der damaligen telefonischen Nachfrage geschilderte konkrete
Erinnerungen des Steuerberaters Y. an vorausgegangene Beratungen des KlÃ¤gers
vermochte aber auch der Zeuge AB. nicht zu berichten. 

Sein vager Hinweis, dass der Steuerberater Y. die Erinnerungen des KlÃ¤gers â��im
Wesentlichenâ�� bestÃ¤tigt haben soll, fÃ¼hrt im vorliegenden Zusammenhang
nicht weiter. Es ist gar nicht nachvollziehbar erkennbar, wie genau der Zeuge AB. in
diesem GesprÃ¤ch welche konkrete Erinnerungen des KlÃ¤gers geschildert haben
will und wie die â�� ohnehin nur â��im Wesentlichenâ�� erfolgte â�� BestÃ¤tigung
durch den Steuerberater Y. sich im Einzelnen dargestellt haben soll. Ã�berdies
lÃ¤sst sich auch gar nicht objektivieren, inwieweit dem Steuerberater im Rahmen
des damaligen â��relativ kurzenâ�� Telefonats der (seinerzeit schon rund fÃ¼nf
Jahre zurÃ¼ckliegende) konkrete Sachverhalt Ã¼berhaupt noch klar vor Augen
stand. Der Zeuge AB. hat sich nach eigenen Angaben zu dem damaligen
TelefongesprÃ¤ch â��spontan entschlossenâ��, die telefonische Nachfrage war also
fÃ¼r seinen GesprÃ¤chspartner Y. Ã¼berraschend. Bei einer entsprechenden
Ausgangslage ist kaum zu erwarten, dass dem Angerufenen noch Einzelheiten eines
(auf der Basis des Vortrages des KlÃ¤gers seinerzeit vor mehr als fÃ¼nf Jahren)
gefÃ¼hrten GesprÃ¤chs mit einem seiner vielen von ihm steuerrechtlich zu
betreuenden Mandanten ad hoc konkret erinnerlich gewesen sein kÃ¶nnten. 

Der Sachverhalt ist ohnehin zu komplex, um diesen im Rahmen eines nur â��relativ
kurzenâ�� TelefongesprÃ¤chs ernsthaft zu erÃ¶rtern. Ã�berdies hat sich das
Telefonat gerade nach MaÃ�gabe der Angaben des Zeugen AB. im Ergebnis
schwerpunktmÃ¤Ã�ig mit dem Austausch von Rechtsauffassungen befasst; die als
solche regelmÃ¤Ã�ig natÃ¼rlich keinen konkreten unmittelbaren RÃ¼ckschluss auf
tatsÃ¤chliche GeschehensablÃ¤ufe zulassen. Zudem kommen im vorliegenden
Zusammenhang Rechtsauffassungen mit ganz unterschiedlicher Relevanz in
Betracht: Es wird rechtliche EinschÃ¤tzungen des Steuerberaters zur Frage der
sozialversicherungsrechtlichen Einordnung von Bauhelfern auf der Basis seines
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Kenntnisstandes im Zeitpunkt des Telefonats gegeben haben. Des Weiteren wird
der Steuerberater zuvor nach Einleitung der Ermittlungen mit dem KlÃ¤ger Ã¼ber
mÃ¶gliche rechtliche Strategien zur Abwehr in Betracht kommender
Beitragsforderungen und die in diesem Zusammenhang zweckmÃ¤Ã�iger geltend
zu machender Rechtsauffassungen gesprochen haben. Und schlieÃ�lich kommen
natÃ¼rlich grundsÃ¤tzlich auch Rechtsauffassungen in Betracht, welche der
Steuerberater im Rahmen vorausgegangener GesprÃ¤che insbesondere in den
Jahren 2013 und 2014 gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger geÃ¤uÃ�ert haben kÃ¶nnte. Die
vagen Schilderungen des Zeugen AB. ermÃ¶glichen allerdings schon im
Ausgangspunkt keine verlÃ¤sslichen Unterscheidungen, worauf genau sich der von
ihm berichtete Austausch von Rechtsauffassungen im Rahmen seines
TelefongesprÃ¤chs mit dem Steuerberater aus der Sicht der beteiligten
TelefongesprÃ¤chspartner jeweils bezogen haben soll. 

Bei der beschriebenen Ausgangslage ist nur ergÃ¤nzend darauf hinzuweisen, dass
der Vortrag des KlÃ¤gers zu einer angeblich bereits vor dem Einsatz der
Beigeladenen G. und M. erfolgten Beratung durch den Steuerberater (welche nach
den glaubhaften Angaben des Zeugen gar nicht erfolgt ist) Ã¼berdies auch in sich
unschlÃ¼ssig ist. 

Der KlÃ¤ger will den Zeugen von AF. zu einem nicht konkret benannten Zeitpunkt
gefragt haben, auf was er zu achten habe. Dieser habe ihm erlÃ¤utert, dass
â��fÃ¼r die Frage der Anerkennung des SubunternehmerverhÃ¤ltnissesâ�� auch
die Ausstellung ordnungsgemÃ¤Ã�er Rechnungen und die Wahrnehmung von
AuftrÃ¤gen fÃ¼r mehrere Auftraggeber maÃ�geblich seien. Das nachfolgende
Verhalten des KlÃ¤gers spricht aber gar nicht dafÃ¼r, dass er in diesem Sinne zuvor
beraten worden ist. Auf der Basis einer solchen Beratung hÃ¤tte er insbesondere
eingehend der Frage nachgehen mÃ¼ssen, inwieweit die Beigeladenen G. und M.
tatsÃ¤chlich seinerzeit auch fÃ¼r andere Auftraggeber tÃ¤tig geworden sind.
Entsprechende Fragen haben ihn aber offenbar Ã¼berhaupt nicht interessiert, was
nur den RÃ¼ckschluss zulÃ¤sst, dass ihn seinerzeit auch niemand zuvor im Sinne
einer maÃ�geblichen Relevanz solcher Fragen beraten hatte. So hat der KlÃ¤ger im
ErÃ¶rterungstermin berichtet: â��Ich habe keine Kenntnisse bezÃ¼glich der Frage,
ob Herr G. seinerzeit noch fÃ¼r andere Auftraggeber tÃ¤tig war. Wir haben zwar
beruflich zusammengearbeitet, privat kannte ich ihn aber nicht nÃ¤her.â��

Bezeichnenderweise hat der KlÃ¤ger es auch hingenommen, dass er von Seiten des
Beigeladenen G. fÃ¼r dessen Mitarbeit in den ersten sieben Monaten des Jahres
2014 die fortlaufend nummerierten sieben (Monats-)Rechnungen 1/2014 bis 7/2014
erhalten hat, obwohl gerade eine solche unmittelbare Aufeinanderfolge von
Rechnungsnummern an den jeweiligen Auftraggeber nach den von Seiten des
KlÃ¤gers nachtrÃ¤glich angefÃ¼hrten â�� angeblichen â�� Beratungen durch den
Steuerberater der AnerkennungsfÃ¤higkeit einer SubunternehmertÃ¤tigkeit
entgegengestanden hÃ¤tte.

Auch eine ordnungsmÃ¤Ã�e Rechnungserstellung ist von Seiten des KlÃ¤gers
augenscheinlich nicht nÃ¤her geprÃ¼ft worden. WÃ¤re er tatsÃ¤chlich von Seiten
des Steuerberaters entsprechend dem schriftsÃ¤tzlichen klÃ¤gerischen Vortrag
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Ã¼ber die Notwendigkeit einer â��ordnungsgemÃ¤Ã�enâ�� Rechnungserstellung
als Voraussetzung fÃ¼r die AnerkennungsfÃ¤higkeit einer
SubunternehmertÃ¤tigkeit informiert worden, dann wÃ¤re natÃ¼rlich auch zu
erwarten gewesen, dass Einzelheiten einer entsprechenden
â��ordnungsgemÃ¤Ã�enâ�� Rechnungsstellung im GesprÃ¤ch mit dem insoweit
fachkundigen Steuerberater erÃ¶rtert worden wÃ¤ren. Dann wÃ¤re aber
aufgefallen, dass namentlich pauschal fÃ¼r â��erbrachte Leistungâ�� ausgestellte
Rechnungen (vgl. etwa Bl. 195 â�� 197 VV) nicht den Anforderungen des Â§ 14 Abs.
4 Satz 1 Nr. 5 UStG hinsichtlich der erforderlichen konkreten Bezeichnung der
erbrachten Leistungen genÃ¼gen. 

Angesichts der vorstehenden ErwÃ¤gungen ist nur ergÃ¤nzend darauf hinzuweisen,
dass nach der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung ohnehin Vorsatz regelmÃ¤Ã�ig
vorliegen wird, wenn â�� wie auch im vorliegenden Fall â�� fÃ¼r das gesamte
typische Arbeitsentgelt (zB bei â��Schwarzarbeitâ��) Ã¼berhaupt keine BeitrÃ¤ge
entrichtet werden (BSG, Urteil vom 30. MÃ¤rz 2000 â�� B 12 KR 14/99 R â��, SozR
3-2400 Â§ 25 Nr 7, Rn. 25).

c) Angesichts des dem KlÃ¤ger anzulastenden Vorsatzes kommt eine VerjÃ¤hrung
der festgesetzten Beitrags- und Umlagenforderungen nicht in Betracht. AnsprÃ¼che
auf vorsÃ¤tzlich vorenthaltene BeitrÃ¤ge verjÃ¤hren nach Â§ 25 Abs. 1 Satz 2 SGB
IV erst in dreiÃ�ig Jahren nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem sie fÃ¤llig
geworden sind.

2. Die Festsetzung von SÃ¤umniszuschlÃ¤gen zugunsten der Einzugsstellen
Bundesinnungskrankenkasse Gesundheit (West), also der Krankenkasse des
Beigeladenen G. im Jahr 2013 und in den ersten drei Monaten des Jahr 2014, der
DAK Gesundheit (Krankenkasse des Beigeladenen G. ab April 2014) und der AOK
Bremen-Bremerhaven (Krankenkasse des Beigeladenen M.) genÃ¼gt nur teilweise
den rechtlichen Anforderungen.

a) FÃ¼r BeitrÃ¤ge und BeitragsvorschÃ¼sse, die der Zahlungspflichtige nicht bis
zum Ablauf des FÃ¤lligkeitstages gezahlt hat, ist nach Â§Â§ 24 Abs. 1 SGB IV fÃ¼r
jeden angefangenen Monat der SÃ¤umnis ein SÃ¤umniszuschlag von 1 Prozent des
rÃ¼ckstÃ¤ndigen, auf 50 Euro nach unten abgerundeten Betrages zu zahlen. Eine
jeweils gesonderte Abrundung rÃ¼ckstÃ¤ndiger BeitrÃ¤ge und
BeitragsvorschÃ¼sse unterschiedlicher FÃ¤lligkeit ohne vorherige Addition ist
zulÃ¤ssig. Bei einem rÃ¼ckstÃ¤ndigen Betrag unter 150 Euro ist der
SÃ¤umniszuschlag nicht zu erheben, wenn dieser gesondert anzufordern wÃ¤re. 

b) Die der Beklagten im Rahmen der BetriebsprÃ¼fung nach Â§ 28p Abs. 1 Satz 5
SGB IV zugewiesene Befugnis zum Erlass von Verwaltungsakten insbesondere auch
zur BeitragshÃ¶he in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem
Recht der ArbeitsfÃ¶rderung umfasst auch die Befugnis zur Festsetzung von
SÃ¤umniszuschlÃ¤gen aufgrund einer verzÃ¶gerten Entrichtung dieser BeitrÃ¤ge. 

(1) In der Literatur (vgl. Wehrhahn in Beck-Online-GroÃ�kommentar [Kasseler
Kommentar], Stand: 15.5.2023, SGB IV Â§ 28p Rn. 31) wird allerdings teilweise
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vertreten, dass nur die Ermittlung der â��rechtlichen Voraussetzungenâ�� der
SÃ¤umniszuschlÃ¤ge im Zusammenhang mit dem
Gesamtsozialversicherungsbeitrag stehe und somit zum Gegenstand der
BetriebsprÃ¼fung gehÃ¶re; die â��Entscheidung zur Zahlungâ�� treffe hingegen
die Einzugsstelle.

(2) DemgegenÃ¼ber weist die Rechtsprechung Ã¼berwiegend den prÃ¼fenden
RentenversicherungstrÃ¤gern auch die Befugnis und die Aufgabe zu, bei der
Ermittlung von BeitragsrÃ¼ckstÃ¤nden im Rahmen von BetriebsprÃ¼fungen
zugleich auch daran anknÃ¼pfende SÃ¤umniszuschlÃ¤ge festzusetzen (vgl. etwa
BSG, Urteil vom 7. Juli 2020Â â�� B 12 R 28/18 RÂ â��, SozR 4-2400 Â§Â 24 Nr 9;
vgl. etwa auch BSG, Urteil vom 26. Januar 2005Â â�� B 12 KR 3/04 RÂ â��, SozR
4-2400 Â§Â 14 Nr 7, Rn. 34, wonach der prÃ¼fende RentenversicherungstrÃ¤ger
die SÃ¤umniszuschlÃ¤ge â��erhebtâ��; vgl. aus der Rechtsprechung zur
â��Festsetzungâ�� der SÃ¤umniszuschlÃ¤ge im Rahmen eines
BetriebsprÃ¼fungsbescheides beispielsweise auch Landessozialgericht Baden-
WÃ¼rttemberg, Urteil vom 18. Juli 2023Â â�� L 2 BA 638/22Â â��, Rn. 59, juris, und
Urteil vom 14. Februar 2023Â â�� L 9 BA 138/18Â â��, Rn. 109, juris,
Landessozialgericht Hamburg, Urteil vom 8. MÃ¤rz 2022Â â��
L 3 BA 8/20Â â��, Rn. 35, juris; entsprechend zu ihrer â��Erhebungâ�� im Rahmen
der BetriebsprÃ¼fungsbescheide: Landessozialgericht Sachsen-Anhalt, Urteil vom
26. Januar 2023Â â�� L 3 BA 6/19Â â��, Rn. 51, juris, Landessozialgericht fÃ¼r das
Land Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 13. Juli 2022Â â�� L 8 BA 49/21 B ER
Â â��, Rn. 26, juris; vgl. in diesem Sinne auch Scheer in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-
SGB IV, 4. Aufl., Â§Â 28p SGB IV, Stand: 17.11.2023, Rn. 263).

(3) Allerdings wird auch in der Rechtsprechung des BSG teilweise darauf abgestellt,
dass die BetriebsprÃ¼fung insbesondere den Zweck verfolge, den Einzugsstellen
durch Sicherstellung von Arbeitgeberunterlagen und -aufzeichnungen eine
â��Berechnungsgrundlageâ�� zu verschaffen, damit diese die notwendigen Schritte
zur Geltendmachung von AnsprÃ¼chen auf (rÃ¼ckstÃ¤ndige) BeitrÃ¤ge
unternehmen kÃ¶nnen (BSG, U.v. 28. Mai 2015Â â�� B 12 R 16/13 RÂ â��, SozR
4-2400 Â§Â 28p Nr 5, Rn. 23). Der (Leistungs- bzw Zahlungs-)Bescheid des
prÃ¼fenden RentenversicherungstrÃ¤gers schaffe erst die Grundlage fÃ¼r die
Verwirklichung der AnsprÃ¼che aus dem BeitragsschuldverhÃ¤ltnis und vermittele
insoweit den Nachweis einer Rechtsstellung, ohne gleichzeitig bereits die Funktion
eines Vollstreckungstitels im engeren Sinne zu haben (BSG, aaO). Diese (in der
zitierten Entscheidung durch den seinerzeit maÃ�geblichen insolvenzrechtlichen
Hintergrund mitgeprÃ¤gte) Auffassung beschrÃ¤nkt sich nicht auf die Festsetzung
von SÃ¤umniszuschlÃ¤gen, erfasst aber neben der Festsetzung von
BeitragsrÃ¼ckstÃ¤nden auch die Erhebung von SÃ¤umniszuschlÃ¤gen. Auch wenn
das BSG im Ergebnis von Leistungsbescheiden im Sinne von Zahlungsbescheiden
des prÃ¼fenden RentenversicherungstrÃ¤gers ausgeht, werden damit inhaltlich
AnknÃ¼pfungen an die unter (1) erlÃ¤uterte Literaturauffassung zum Ausdruck
gebracht.

(4) Bei der Bewertung der vorstehend erlÃ¤uterten Rechtsauffassung bedarf es der
Differenzierung zwischen zwei Rechtsfragen: Zu klÃ¤ren ist zunÃ¤chst der
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Regelungsinhalt des im konkreten Fall zur Ã�berprÃ¼fung gestellten Bescheides, ob
dieser also insbesondere lediglich Feststellung zu den â��rechtlichen
Voraussetzungenâ�� der SÃ¤umniszuschlÃ¤ge trifft oder bereits seinerseits einen
Leistungsbescheid im Sinne eines Zahlungsgebotes beinhaltet. Daran anknÃ¼pfend
ist zu prÃ¼fen, ob es eine ErmÃ¤chtigungsgrundlage fÃ¼r den Erlass der konkret
getroffenen Regelung gibt.

Die Auslegung eines BetriebsprÃ¼fungsbescheides hat entsprechend den
allgemeinen RechtsgrundsÃ¤tzen fÃ¼r die Auslegung von Verwaltungsakten
ausgehend von seinem VerfÃ¼gungssatz und der Heranziehung des in Â§ 133 BGB
ausgedrÃ¼ckten allgemeinen Rechtsgedankens zu erfolgen. Es kommt nicht auf
den Buchstaben, sondern den wirklichen Willen der BehÃ¶rde bzw. des
VerwaltungstrÃ¤gers an, soweit er im Bescheid greifbar seinen Niederschlag
gefunden hat. FÃ¼r die Ermittlung des erklÃ¤rten Willens sind dabei auch die
UmstÃ¤nde und Gesichtspunkte heranzuziehen, die zur Aufhellung des Inhalts der
VerfÃ¼gung beitragen kÃ¶nnen und die den Beteiligten bekannt sind, wenn der
Verwaltungsakt sich erkennbar auf sie bezieht. MaÃ�stab der Auslegung ist insofern
der verstÃ¤ndige und ZusammenhÃ¤nge berÃ¼cksichtigende Beteiligte (BSG, U.v.
vom 22. MÃ¤rz 2018 â�� B 5 RE 5/16 R â�� SozR 4-2600 Â§ 6 Nr 16 RdNr 27 mwN
und Urteil vom 13. Dezember 2018 â�� B 5 RE 1/18 R â��, BSGE 127, 147, Rn. 49
mwN).

Im vorliegenden Fall hat die Beklagte mit dem angefochtenen Bescheid aus der
Sicht eines verstÃ¤ndigen EmpfÃ¤ngers klar einen Zahlungsbescheid und damit
einen Leistungsbescheid erlassen. Sie hat den KlÃ¤ger explizit zur â��Zahlungâ��
der festgesetzten BetrÃ¤ge aufgefordert, wobei der Zusammenhang der
entsprechenden AusfÃ¼hrungen in dem Bescheid deutlich zum Ausdruck bringt,
dass das Zahlungsgebot sich auch auf die festgesetzten SÃ¤umniszuschlÃ¤ge
erstreckt.

Auch auf der Basis der vorstehend unter (1) erlÃ¤uterten Literaturauffassung wÃ¤re
bei dieser Ausgangslage der Bescheid im Sinne eines Zahlungsbescheides
auszulegen. Insoweit wÃ¤re er dann allerdings nach MaÃ�gabe dieser
Rechtsauffassung mangels einer ErmÃ¤chtigungsgrundlage fÃ¼r den
RentenversicherungstrÃ¤ger aufzuheben. Im nÃ¤chsten Schritt wÃ¤re dann auf der
Basis dieser Auffassung zu prÃ¼fen, ob der Bescheid aus der wiederum
maÃ�geblichen Sicht eines verstÃ¤ndigen EmpfÃ¤ngers hinreichend deutlich einen
Regelungswillen der BehÃ¶rde im Sinne einer verbindlichen Feststellung von
â��Voraussetzungenâ�� der SÃ¤umniszuschlÃ¤ge als Entscheidungsgrundlage fÃ¼r
eine nachfolgend von der Einzugsstelle gesondert zu treffende Entscheidung Ã¼ber
eine Verpflichtung zur â��Zahlungâ�� entsprechender ZuschlÃ¤ge zum Ausdruck
bringt.

(5) Im Ergebnis erachtet es der Senat jedoch nicht fÃ¼r sachgerecht, sich der
vorstehend unter (1) dargelegten Literaturauffassung anzuschlieÃ�en. Mit der
vorstehend erlÃ¤uterten Rechtsprechung geht er vielmehr davon aus, dass der
Gesetzgeber mit der Regelung des Â§ 28p Abs. 1 Satz 5 SGB IV den prÃ¼fenden
RentenversicherungstrÃ¤ger zur Festsetzung im Sinne des Erlasses entsprechender
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Zahlungsbescheide auch im Hinblick auf SÃ¤umniszuschlÃ¤ge ermÃ¤chtigt hat.
Nach dem Regelungszusammenhang soll die den prÃ¼fenden
RentenversicherungstrÃ¤gern eingerÃ¤umte Befugnis zum Erlass von
Verwaltungsakten insbesondere zur â��BeitragshÃ¶heâ�� sich auch auf die
Festsetzung von SÃ¤umniszuschlÃ¤gen erstrecken, zumal der Gesetzgeber mit der
Formulierung BeitrÃ¤ge â��einschlieÃ�lichâ�� SÃ¤umniszuschlÃ¤ge in Â§ 28k SGB
IV ein weites VerstÃ¤ndnis des Begriffes der BeitrÃ¤ge im Sinne der Â§Â§ 28d ff.
SGB IV zum Ausdruck gebracht hat. 

Dieses VerstÃ¤ndnis entspricht dem gesetzgeberischen Anliegen zur effektiven
BekÃ¤mpfung insbesondere von Beitragshinterziehungen, welches bereits der
DurchfÃ¼hrung von BetriebsprÃ¼fungen zugrunde liegt. Nach MaÃ�gabe der
gesetzgeberischen Zielvorstellungen soll gerade auch im Ã¶ffentlichen Interesse an
der zeitnahen Beitreibung geschuldeter BetrÃ¤ge die abschlieÃ�ende Berechnung
und Festsetzung der rÃ¼ckstÃ¤ndigen BeitrÃ¤ge unter Einschluss der
SÃ¤umniszuschlÃ¤ge regelmÃ¤Ã�ig schon im Rahmen der BetriebsprÃ¼fung
erfolgen. 

Auch die vom Gesetzgeber bei der Ausgestaltung der PrÃ¼fkompetenzen fÃ¼r die
RentenversicherungstrÃ¤ger einbezogene Besorgnis, dass angesichts des
umfassenden auch Werbung im betrieblichen Rahmen einbeziehenden
Wettbewerbs der gesetzlichen KrankenversicherungstrÃ¤ger eine â��neutrale
PrÃ¼fungâ�� durch die Krankenkassen bei betroffenen Arbeitgebern nicht immer
verlÃ¤sslich zu erwarten sei (BT-Drs. 13/1205, S. 6), spricht fÃ¼r die Auslegung des 
Â§ 28p Abs. 1 Satz 5 SGB IV im Sinne einer ErmÃ¤chtigung auch zur Festsetzung
von SÃ¤umniszuschlÃ¤gen durch den RentenversicherungstrÃ¤ger.

c) Wird eine Beitragsforderung durch Bescheid mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
festgestellt, ist ein darauf entfallender SÃ¤umniszuschlag allerdings nicht zu
erheben, soweit der Beitragsschuldner glaubhaft macht, dass er unverschuldet
keine Kenntnis von der Zahlungspflicht hatte (Â§ 24 Abs. 2 SGB IV). Eine
unverschuldete Unkenntnis im Sinne dieser Vorschrift kommt im vorliegenden
Zusammenhang allerdings schon angesichts des dargelegten
Beitragsentziehungsvorsatzes auf Seiten des KlÃ¤gers nicht in Betracht. Die
Festsetzung der SÃ¤umniszuschlÃ¤ge fÃ¼r den SÃ¤umniszeitraum bis Dezember
2015 lÃ¤sst im Ergebnis keine Rechtsfehler erkennen. Wegen der Einzelheiten der
entsprechenden Berechnungen verweist der Senat auf den angefochtenen
Bescheid. 

d) Im vorliegenden Fall verstÃ¶Ã�t allerdings die Festsetzung von
SÃ¤umniszuschlÃ¤gen auch fÃ¼r die SÃ¤umniszeitrÃ¤ume ab Januar 2016 gegen
das Ã�bermaÃ�verbot. Die den Berechnungen der SÃ¤umniszuschlÃ¤ge in dem
Bescheid zugrunde gelegte im Ergebnis mehr als fÃ¼nfjÃ¤hrige Dauer der
SÃ¤umnis, welche zu einer entsprechend weitreichenden ErhÃ¶hung der
SÃ¤umniszuschlÃ¤ge gefÃ¼hrt hat, ist bezogen auf den Zeitraum nach Ende 2015
zu wesentlichen Teilen der Beklagten und dem in die Ermittlungen einbezogenen
Hauptzollamt anzulasten. Bei dieser Ausgangslage wÃ¤re es treuwidrig und mit dem
Ã�bermaÃ�verbot nicht in Einklang zu bringen, wenn diese weitergehende
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SÃ¤umnis im Ergebnis dem KlÃ¤ger in Form weitergehender SÃ¤umniszuschlÃ¤ge
angelastet wÃ¼rde.

aa) SÃ¤umniszuschlÃ¤ge nach Â§Â 24 SGB IV stellen sich als staatliche Sanktionen
dar (BSG, Urteil vom 29.08.2012 â�� B 12 KR 3/11 R â�� BSGE 111, 268, vgl. in
diesem Sinne auch BT-Drs. 16/3100, S.Â 182). Sie haben letztlich eine doppelte
Funktion: Zum einen sollen sie zum Ausgleich des durch die verzÃ¶gerte
Beitragsentrichtung bewirkten Schadens insbesondere in Form des Zinsnachteils
auf Seiten der SozialleistungstrÃ¤ger dienen. Ihre Aufgabe beschrÃ¤nkt sich aber
nicht auf den Ausgleich dieses Schadens. Lediglich ein Teil der nach Â§Â 24 SGB IV
zu erhebenden SÃ¤umniszuschlÃ¤ge soll diesem Zweck dienen. Der restliche
(jedenfalls angesichts der langjÃ¤hrigen Niedrigzinsphase in den betroffenen
SÃ¤umniszeitrÃ¤umen deutlich Ã¼berwiegende) Anteil soll hingegen im Ergebnis
eine zusÃ¤tzliche Bestrafung bewirken. 

bb) Mit der Vorgabe eines SÃ¤umniszuschlages in HÃ¶he von einem Prozent fÃ¼r
jeden SÃ¤umnismonat, entsprechend einem Jahreszins von 12 %, hat der
Gesetzgeber bewusst eine SanktionshÃ¶he vorgegeben, die auch im Rahmen einer
typisierenden Betrachtung den Ã¼blicherweise zu erwartenden Zinsschaden sehr
deutlich Ã¼bersteigt. Bezeichnenderweise sieht Â§Â 238 Abs.Â 1 SatzÂ 1 AO nur
eine Verzinsung mit 0,5 % im Monat vor; wobei auch bereits diese Zinsvorgabe die
verfassungsrechtlichen Vorgaben missachtet (BVerfG, B.v. 8. Juli 2021Â â�� 1 BvR
2237/14Â â�� BVerfGE 158, 282; BFH, Beschluss vom 03. September 2018 â�� VIII
B 15/18 â��, Rn. 26, BFH/NV 2018, 1279 mwN).

Die SÃ¤umniszuschlÃ¤ge nach Â§Â 24 SGB IV beinhalten damit einerseits einen
Anteil, der auf einen Ausgleich des Zinsnachteils auf Seiten der
SozialleistungstrÃ¤ger und des damit korrespondierenden Zinsvorteils auf Seiten
des Beitragsschuldners gerichtet ist (Zinsausgleichskomponente) und zum anderen
einen Anteil, der zielgerichtet im Sinne einer zusÃ¤tzlichen Bestrafung den
PflichtverstoÃ� auf Seiten des Beitragsschuldners sanktionieren soll
(Strafkomponente). Insoweit verfolgen die SÃ¤umniszuschlÃ¤ge das Ziel einer
Ahndung eines sozialethischen Fehlverhaltens in Form der Nichtbeachtung der
BeitragsabfÃ¼hrungsvorschriften. Gerade auch die Ausgestaltung eines
Verschuldens als tatbestandliche Voraussetzung in Â§Â 24 Abs.Â 2 SGB IV bringt
das den SÃ¤umniszuschlÃ¤gen innewohnende sozialethische Unwerturteil zum
Ausdruck (vgl. dazu und zum Folgenden auch Landessozialgericht Niedersachsen-
Bremen, Urteil vom 19. Dezember 2018 â�� L 2 BA 39/18 â��, Rn. 176, juris).

Die Rechtsprechung des BSG verweist in diesem Zusammenhang auf eine den
SÃ¤umniszuschlÃ¤gen zukommende â��Druckfunktionâ�� (BSG, U.v. 17. Mai
2001Â â�� B 12 KR 32/00 RÂ â��, BSGE 88, 146, Rn. 24).Â  SÃ¤umniszuschlÃ¤ge
bezwecken â��wesentlich auch, auf den sÃ¤umigen Schuldner Druck
auszuÃ¼benâ�� (BSG, U.v. 24. Februar 1988Â â�� 2 RU 44/87Â â��, BSGE 63, 67,
14). Im Rahmen der mit den SÃ¤umniszuschlÃ¤gen verfolgten â��doppelten
Zwecksetzung (Druckmittel und Schadensausgleich)â�� soll ihre sonst drohende
Festsetzung den Schuldner â��unter Druck setzen, seiner Zahlungspflicht zum
FÃ¤lligkeitszeitpunkt nachzukommenâ�� (BSG, U.v. 7. Juli 2020Â â�� B 12 R 28/18 R
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Â â��, SozR 4-2400 Â§Â 24 Nr 9, Rn. 12). Mit der EinschÃ¤tzung, dass die am Markt
zu erzielenden Zinsen und deren HÃ¶he bei der Festsetzung von
SÃ¤umniszuschlÃ¤gen â��nicht im Vordergrundâ�� stÃ¼nden (BSG, U.v. 7. Juli
2020 â�� B 12 R 28/18 RÂ â��, aaO, Rn. 19) bringt das BSG im Ergebnis zum
Ausdruck, dass die Funktion der SÃ¤umniszuschlÃ¤ge schwerpunktmÃ¤Ã�ig durch
die mit ihrer drohenden Festsetzung einhergehende Druckfunktion geprÃ¤gt wird.

Gerade diese â��Druckfunktionâ�� bringt aber die strafÃ¤hnliche Wirkung zum
Ausdruck. Mit den Vorgaben Ã¼ber die Festsetzung hoher SÃ¤umniszuschlÃ¤ge will
der Gesetzgeber den Beitragsschuldner gerade eindringlich vor Augen fÃ¼hren,
dass ein VerstoÃ� gegen die Verpflichtung zur rechtzeitigen BeitragsabfÃ¼hrung
nicht nur die Pflicht zum Ausgleich des dadurch verursachten Schadens
begrÃ¼ndet, sondern darÃ¼ber hinaus zur Auferlegung zusÃ¤tzlicher
schwerwiegender Rechtsnachteile und damit zu weiteren Sanktionen fÃ¼hrt. 

Der vom Gesetzgeber intendierte Regelungsmechanismus entspricht damit der
klassischer Strafandrohungen. Den Betroffenen soll sowohl im Sinne der General-
wie der SpezialprÃ¤vention vor Augen gefÃ¼hrt werden, dass RechtsverstÃ¶Ã�e
nicht nur zur Wiedergutmachung verpflichten, sondern auch mit einer zusÃ¤tzlichen
Sanktion und damit einem weiteren Ã�bel geahndet werden. Der Gesetzgeber hat
SachbeschÃ¤digungen in Â§ 303 StGB in der EinschÃ¤tzung unter Strafe gestellt,
dass eine daran anknÃ¼pfende Schadensersatzpflicht fÃ¼r sich allein nicht
hinreichend verlÃ¤sslich zur Rechtstreue motiviert, sondern dass es dazu der
Androhung eines weiteren Ã�bels in Form der sich in Anwendung des Â§ 303 StGB
ergebenden Bestrafung bedarf. Und entsprechend hat sich der Gesetzgeber mit der
Vorgabe von hohen nicht am konkret drohenden Zinsschaden auf Seiten der
geschÃ¤digten SozialleistungstrÃ¤ger ausgerichteten SÃ¤umniszuschlÃ¤gen von
dem Ansatz leiten lassen, dass gerade der damit verbundene zusÃ¤tzliche
finanzielle Nachteil die Beitragspflichtigen zur Rechtstreue motivieren soll.

Nur die Zinsausgleichskomponente der SÃ¤umniszuschlÃ¤ge verfolgt das Ziel einer
AbschÃ¶pfung des (Zins-)Gewinns. Dieses Ziel ist schon unter
bereicherungsrechtlichen Gesichtspunkt sachgerecht und weist als solches keine
pÃ¶nale Natur auf (BVerfG, Beschluss vom 14. Januar 2004 â�� 2 BvR 564/95 â��, 
BVerfGE 110, 1-33, Rn. 63). Die Strafkomponente der SÃ¤umniszuschlÃ¤ge geht
bewusst Ã¼ber eine AbschÃ¶pfung des (Zins-)Gewinns hinaus und wird von einem
pÃ¶nalen Charakter geprÃ¤gt.

Nur diese den SÃ¤umniszuschlÃ¤gen â�� neben dem angestrebten Zinsausgleich
â�� maÃ�geblich zukommende Druckfunktion vermag, im verfassungsrechtlichen
Ansatz die vom Gesetzgeber mit den Bemessungsvorgaben in Â§ 24 Abs. 1 SGB IV
bewusst angestrebte Ã�berschreitung des Ã¼blichen Zinsniveaus zu rechtfertigen.
Schuldner der im Ergebnis Nebenleistungen darstellenden SÃ¤umniszuschlÃ¤ge
sind die (sÃ¤umigen) Beitragspflichtigen, die bereits als solche vermittels der
BeitragsabfÃ¼hrung zur Finanzierung der Aufwendungen der SozialleistungstrÃ¤ger
herangezogen werden. Neben ihrer primÃ¤ren Inanspruchnahme in Form der
BeitragsabfÃ¼hrung bedÃ¼rfen Nebenleistungen, die die Betroffenen zu einer
weiteren Finanzleistung heranziehen, zur Wahrung der Belastungsgleichheit eines
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Ã¼ber den Zweck der Einnahmeerzielung hinausgehenden, besonderen sachlichen
Rechtfertigungsgrundes, der eine deutliche Unterscheidung gegenÃ¼ber der
BeitragsabfÃ¼hrung ermÃ¶glicht (vgl. zur entsprechenden steuerrechtlichen
Problematik: BVerfG, B.v. 8. Juli 2021Â â�� 1 BvR 2237/14Â â��, BVerfGE 158, 282,
Rn. 113). 

Als entsprechender besonderer sachlicher Rechtfertigungsgrund kommt im
vorliegenden Zusammenhang nur die angestrebte verhaltenslenkende Wirkung in
Betracht, welche mit der Androhung hoher das Ã¼bliche Zinsniveau
Ã¼berschreitender SÃ¤umniszuschlÃ¤ge einhergeht. Dies ist die den
SÃ¤umniszuschlÃ¤gen zugewiesene â��Druckfunktionâ�� (so auch der Ansatz des
BSG im U.v.â�� B 12 R 28/18 RÂ â��, aaO). Eine entsprechende verhaltenslenkende
Wirkung lÃ¤sst die Verfassung im Ausgangspunkt natÃ¼rlich zu, allerdings sind bei
ihrer Ausgestaltung die weiteren verfassungsrechtlichen Vorgaben fÃ¼r
entsprechende â��Druckanwendungenâ�� vermittels der Androhung und
Festsetzung strafÃ¤hnlicher Sanktionen und damit insbesondere auch die Vorgaben
des Schuldprinzips zu beachten. 

cc) Als strafÃ¤hnliche Sanktion muss sich die in den SÃ¤umniszuschlÃ¤gen
integrierte Strafkomponente an dem aus Art.Â 2 Abs.Â 1 in Verbindung mit Art.Â 1
Abs.Â 1 GG und dem Rechtsstaatsprinzip des Art.Â 20 Abs.Â 3 GG abgeleitete
Schuldgrundsatz messen lassen. Dieser Grundsatz verbietet es, eine Tat ohne
Schuld des TÃ¤ters auch nur strafÃ¤hnlich zu ahnden (BVerfG, B.v. 7. April
2020Â â�� 2 BvR 1935/19Â â��, Rn. 29, juris). Zugleich mÃ¼ssen â�� gemessen an
der Idee der Gerechtigkeit â�� Tatbestand und Rechtsfolge sachgerecht
aufeinander abgestimmt sein. Die Strafe und entsprechend die strafÃ¤hnliche
Sanktion mÃ¼ssen in einem gerechten VerhÃ¤ltnis zur Schwere der Tat und zum
Verschulden des TÃ¤ters stehen; insoweit deckt sich der Schuldgrundsatz in seinen
die Strafe begrenzenden Auswirkungen mit dem Verfassungsgrundsatz des
Ã�bermaÃ�verbotes (vgl. zum Vorstehenden BVerfG, B.v. 17. Januar 1979Â â�� 2
BvL 12/77Â â��, BVerfGE 50, 205, Rn. 38 mwN). Die einen TÃ¤ter treffenden Folgen
einer Straftat mÃ¼ssen zur Schwere der Rechtsgutsverletzung und des
individuellen Verschuldens in einem angemessenen VerhÃ¤ltnis stehen, die im
Einzelfall verhÃ¤ngte Sanktion muss in diesem Sinne schuldangemessen sein
(BVerfG, B.v. 14. Januar 2004 â�� 2 BvR 564/95 â��, BVerfGE 110, 1, Rn. 57; B.v.
07. Oktober 2008 â�� 2 BvR 578/07 â��, NJW 2009, 1061, Rn. 28; BVerwG, Urteil
vom 20. Februar 2014 â�� 7 C 6/12 â�� NVwZ 2014, 939).

Die verfassungsrechtliche Herleitung dieses an der Idee der Gerechtigkeit
orientierten Grundsatzes aus dem Rechtsstaatsprinzip i.V.m. Art. 1 Abs.Â 1 GG (vgl.
ebenfalls BVerfG, B.v. vom 17. Januar 1979, aaO) verdeutlicht, dass dieser Ansatz
sich nicht auf das Strafrecht im klassischen Sinne (unter Einschluss insbesondere
des Ordnungswidrigkeitsrechts und des Disziplinarrechts) beschrÃ¤nken kann,
sondern sich auch auf andere staatliche Sanktionen mit strafÃ¤hnlicher Wirkung
erstrecken muss. Dem Schuldgrundsatz unterliegen dementsprechend auch
Sanktionen, die wie eine Strafe wirken.

StrafÃ¤hnlich ist eine MaÃ�nahme freilich nicht schon dann, wenn sie mit einer
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EinbuÃ�e an Freiheit oder VermÃ¶gen verbunden ist und damit faktisch die Wirkung
eines Ã�bels entfaltet. Bei der Beurteilung des pÃ¶nalen Charakters einer
Rechtsfolge sind vielmehr weitere, wertende, Kriterien heranzuziehen, insbesondere
der Rechtsgrund der Anordnung und der vom Gesetzgeber mit ihr verfolgte Zweck.
So hat das Bundesverfassungsgericht den in Â§Â 890 Abs.Â 1 ZPO geregelten
ZwangsmaÃ�nahmen, die neben der Disziplinierung des Schuldners auch SÃ¼hne
fÃ¼r eine begangene Zuwiderhandlung bezwecken, strafÃ¤hnliche Wirkung
zugesprochen; dagegen hat es die Anordnung von Untersuchungshaft im
Ermittlungsverfahren und die Unterbringung drogenabhÃ¤ngiger TÃ¤ter in einer
Entziehungsanstalt gemÃ¤Ã� Â§Â 64 StGB wegen des sichernden Charakters dieser
MaÃ�nahmen nicht als strafÃ¤hnlich angesehen (vgl. BVerfG, B.v. 14. Januar 2004, 
aaO, Rn. 59 mwN). Soweit die HÃ¶he der SÃ¤umniszuschlÃ¤ge die HÃ¶he des
typischerweise zu erwartenden Schadens bewusst deutlich Ã¼bersteigt (vgl. zur
Zuordnung jeweils von TeilbetrÃ¤gen der SÃ¤umniszuschlÃ¤ge zu den einzelnen
mit der VerhÃ¤ngung verfolgten verschiedenen Zwecken auch etwa BFH, Urteil vom
29. August 1991 â�� V R 78/86 â��, BFHE 165, 178), erklÃ¤rt sich dies aus der
ihnen des Weiteren zukommenden Straffunktion, mit der die schon angesprochene
Druckwirkung sowohl unter spezial- als auch unter generalprÃ¤ventiven
Gesichtspunkten herbeigefÃ¼hrt werden soll. Insoweit handelt es sich um eine von
einem Schadensausgleich losgelÃ¶ste Nachteilsauferlegung, welche den
begangenen RechtsverstoÃ� in Form der nicht rechtzeitigen Beitragsentrichtung
ahnden und damit die Bereitschaft sowohl des individuellen Betroffenen als auch
zugleich der Ã¼brigen Beitragsverpflichteten zur gewissenhaften Beachtung der
gesetzlichen BeitragsabfÃ¼hrungspflichten fÃ¶rdern soll (vgl. ergÃ¤nzend zum
Vorstehenden auch Senatsurteil vom 27. Juli 2021Â â�� L 2 BA 26/21Â â��, Rn. 113
ff., juris).

Soweit die SÃ¤umniszuschlÃ¤ge (im Ergebnis sehr deutlich) die HÃ¶he des
Zinsvorteils Ã¼berschreiten, stellen sie sich insbesondere nicht als eine zu
unterbindende NutznieÃ�ung von Verbrechensgewinnen dar (vgl. zu solchen
Fallgestaltungen insbesondere BVerfG, B.v.â�� 2 BvR 564/95Â â��, BVerfGE 110, 1,
Rn. 103), vielmehr bringen sie eine eigenstÃ¤ndige zusÃ¤tzliche Sanktionierung des
begangenen Unrechts zum Ausdruck. Diese Ahndung wirkt im Ausgangspunkt
rÃ¼ckblickend repressiv (vgl. zu diesem Kriterium BVerfG, Beschluss vom 17. Juni
2004Â â�� 2 BvR 383/03Â â��, BVerfGE 111, 54, Rn. 212).

SÃ¤umniszuschlÃ¤ge stellen eine missbilligende hoheitliche Reaktion auf ein
schuldhaftes Verhalten und damit eine strafÃ¤hnliche Sanktionierung dar (vgl. zu
diesem MaÃ�stab BVerfG, B.v. 11. Juni 1969Â â�� 2 BvR 518/66Â â��, BVerfGE 26,
186, Rn. 50). Die VerhÃ¤ngung von SÃ¤umniszuschlÃ¤gen in einem AusmaÃ�,
welches den zu erwartenden Zinsschaden sehr deutlich Ã¼berschreitet, stellt sich
als eine missbilligende hoheitliche Reaktion auf ein rechtswidriges, schuldhaftes
Verhalten dar. Mit ihnen wird wegen dieses Verhaltens ein Ã�bel verhÃ¤ngt,
welches im Ergebnis der Ahndung und damit dem Schuldausgleich dient (vgl. zu
diesem MaÃ�stab: BVerfG, U.v. 5. Februar 2004Â â�� 2 BvR 2029/01Â â��, BVerfGE
109, 133, Rn. 125).

dd) Die einfachgesetzlichen Vorgaben in Â§ 24 Abs. 1 Satz 1 SGB IV Ã¼ber die
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Festsetzung von SÃ¤umniszuschlÃ¤gen bilden die erlÃ¤uterten
verfassungsrechtlichen Vorgaben allerdings nur sehr unzureichend ab. Dies
begrÃ¼ndet fÃ¼r den Rechtsanwender im jeweils zu beurteilenden Einzelfall nicht
selten besondere Schwierigkeiten, um zu Ergebnissen zu gelangen, welche
entsprechend Art. 20 Abs. 3 GG sowohl den verfassungsrechtlichen als auch den
einfachgesetzlichen Vorgaben angemessen Rechnung tragen.

Zu den strukturellen Problemen trÃ¤gt bereits die Entscheidung des Gesetzgebers
bei, dass mit vorsÃ¤tzlichen Beitragshinterziehungen verbundene Unrecht
(zusÃ¤tzlich zu der natÃ¼rlich vorgesehenen Schadenswiedergutmachung in Form
der Nachholung der geschuldeten Beitragszahlungen) in zwei regelmÃ¤Ã�ig
getrennt zu fÃ¼hrenden Verfahren nach MaÃ�gabe ganz unterschiedlicher
MaÃ�stÃ¤be zu sanktionieren. Dieselbe (Vorsatz-)Tat begrÃ¼ndet zum einen eine
Strafbarkeit nach MaÃ�gabe des Â§ 266a StGB. Sofern es nicht zu einer Einstellung
des Strafverfahrens nach Â§ 153 oder Â§ 153a StPO kommt, obliegt die Bemessung
der Strafe dem zustÃ¤ndigen Strafrichter in Anwendung der ihm ein weites
Beurteilungsermessen einrÃ¤umen GrundsÃ¤tze der Strafzumessung nach
MaÃ�gabe des Â§ 46 StGB. Dabei ist das Strafgericht im Rahmen der konkreten
Strafzumessung gehalten, auf der Grundlage des umfassenden Eindrucks, den es in
der Hauptverhandlung von der Tat und der PersÃ¶nlichkeit des TÃ¤ters gewonnen
hat, die wesentlichen fÃ¼r und gegen den Angeklagten sprechenden UmstÃ¤nde
festzustellen, zu bewerten, gegeneinander abzuwÃ¤gen (Â§Â 46 Abs.Â 2 SatzÂ 1
StGB) und die Strafe innerhalb des ihm zur VerfÃ¼gung stehenden Strafrahmens zu
bestimmen. Eine â��Mathematisierungâ�� oder ein sonstiger Schematismus ist
dem Gesetz in diesem Zusammenhang fremd (BGH, B.v. 12. Juni 2017Â â�� GSSt
2/17Â â��, BGHSt 62, 184, Rn. 24). 

Neben dieser strafrechtlichen Sanktionierung steht die strafÃ¤hnlich wirkende
Sanktionierung derselben Tat mit der Festsetzung von (den bewirkten Zinsschaden
deutlich Ã¼bersteigenden) SÃ¤umniszuschlÃ¤gen im Sinne der diesen
zugewiesenen â��Druckfunktionâ��. DafÃ¼r sind die Einzugsstellen bzw. bei
BetriebsprÃ¼fungen nach Â§ 28p SGB IV (wie im vorliegend zu beurteilenden Fall)
der prÃ¼fende RentenversicherungstrÃ¤ger zustÃ¤ndig, wobei bezÃ¼glich dieser
Festsetzungen der Rechtsweg zu den Sozialgerichten erÃ¶ffnet ist. Ungeachtet der
strafÃ¤hnlichen Wirkung hat der Gesetzgeber im Ausgangspunkt in Â§ 24 SGB IV
den festsetzenden Stellen und den zur Ã�berprÃ¼fung berufenen Sozialgerichten
Ã¼berhaupt kein Beurteilungsermessen zur Erfassung insbesondere des
AusmaÃ�es der individuellen Schuld im jeweiligen Einzelfall eingerÃ¤umt, sondern
ein mathematisch-rechnerisches Bemessungsverfahren vorgegeben, welches allein
an die Dauer der SÃ¤umnis und die HÃ¶he der BeitragsrÃ¼ckstÃ¤nde anknÃ¼pft.

Der Gesetzgeber hat bereits versÃ¤umt, fÃ¼r eine sachgerechte Harmonisierung
der im Ausgangspunkt vorgesehenen zweifachen Sanktionierung einer
Beitragshinterziehung einerseits in Form einer Bestrafung aufgrund des
Straftatbestandes nach Â§ 266a StGB und andererseits in Form
schwerpunktmÃ¤Ã�ig mit strafÃ¤hnlicher Wirkung ausgestalteter im
Verwaltungsverfahren zu erhebender SÃ¤umniszuschlÃ¤ge nach MaÃ�gabe des Â§
24 SGB IV Sorge zu tragen. 
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Schon strafrechtlich ist nicht klar vorgegeben, inwieweit die weitere Sanktionierung
durch die Festsetzung von SÃ¤umniszuschlÃ¤gen bei der Straffestsetzung zu
berÃ¼cksichtigen ist (sofern deren HÃ¶he, anders als wohl im vorliegenden Fall, im
Zeitpunkt der Beendigung des Strafverfahrens Ã¼berhaupt bekannt ist). Zwar gilt
im Ausgangspunkt, dass negative â��schwereâ�� Folgen der Tat fÃ¼r den TÃ¤ter
nach den allgemeinen Strafzumessungsregeln des Â§ 46 StGB strafmildernd zu
berÃ¼cksichtigen sind (GroÃ�/Kulhanek in MÃ¼nchener Kommentar zum StGB, 4.
Auflage 2020, Â§ 60 Rn. 11). Andererseits soll es fÃ¼r ein Absehen von Strafe nicht
als solches ausreichen, dass der TÃ¤ter durch die Tatfolgen (zu denen auch die
dadurch verwirkten SÃ¤umniszuschlÃ¤ge zu rechnen sein dÃ¼rften) bereits
â��hinreichend bestraftâ�� ist. DafÃ¼r mÃ¼ssten die Folgen vielmehr derart
schwer sein, dass sich das Verfehltsein von Strafe unter jedem Gesichtspunkt einem
verstÃ¤ndigen Betrachter unmittelbar und ohne besondere AbwÃ¤gung aufdrÃ¤ngt
(Bayerisches Oberstes Landesgericht, U.v. 27. Januar 1971Â â�� RReg 5 St 169/70
Â â��, NJW 1971, 766, Rn. 7). Die sozialrechtlich im Ausgangspunkt maÃ�geblichen
einfachgesetzlichen Vorgaben des Â§ 24 SGB IV sehen in ihrem Wortlaut ohnehin
keine BerÃ¼cksichtigung von aufgrund derselben Tat verhÃ¤ngten Kriminalstrafen
vor. 

Auch wenn SÃ¤umniszuschlÃ¤ge nicht auf Grund der allgemeinen Strafgesetze im
Sinne des Art. 103 Abs. 3 GG verhÃ¤ngt werden und daher ihre Festsetzung neben
einer Bestrafung nach Â§Â 266a StGB schon im rechtlichen Ausgangspunkt nicht
gegen den Grundsatz ne bis in idem verstoÃ�en kann, so gebietet doch der
materiell-rechtliche Gehalt des erlÃ¤uterten in der verfassungsgerichtlichen
Rechtsprechung entwickelten Schuldprinzips, dass die Gesamtheit der durch
dieselbe Tat verwirkten Strafen und strafÃ¤hnlichen Sanktionen schuldangemessen
sein muss. 

Im vorliegenden Fall hat die Beklagte aufgrund der TÃ¤tigkeit der streitbetroffenen
TÃ¤tigkeit der Beigeladenen zu 1. und 3. SÃ¤umniszuschlÃ¤ge nach Â§ 24 Abs. 1
SGB IV in HÃ¶he von 18.268,00 â�¬ festgesetzt. Ausgehend von dem im
betroffenen SÃ¤umniszeitraum niedrigen Zinsniveaus ist die Ã¼berschlÃ¤gige
Zuordnung eines Teilbetrages von 25 % dieser Summe zur Zinskomponente und
dementsprechend der weiteren 75 % zur Strafkomponente angemessen, damit
belÃ¤uft sich diese strafÃ¤hnliche Sanktion auf grÃ¶Ã�enordnungsmÃ¤Ã�ig 13.700
â�¬. Dies ist immerhin in etwa das Sechsfache des Betrages (von lediglich 2.300
â�¬), welche die StrafverfolgungsbehÃ¶rden im Verfahren zur Ahndung der Straftat
nach Â§ 266a StGB fÃ¼r ausreichend angesehen haben, um das Ã¶ffentliche
Interesse an einer Strafverfolgung im Sinne des Â§ 153a StPO zu beseitigen. 

Auch im Ã�brigen besteht schon im Ausgangspunkt eine grundlegende Diskrepanz
zwischen den an die Schwere der Rechtsgutsverletzung und an das AusmaÃ� des
individuellen Verschuldens anknÃ¼pfenden verfassungsrechtlichen Vorgaben und
den einfachgesetzlichen Regelungen in Â§Â 24 Abs. 1 Satz 1 SGB IV. Letztere sehen
eine Bemessung der HÃ¶he der SÃ¤umniszuschlÃ¤ge auch hinsichtlich des in
diesen inbegriffenen Sanktions- bzw. Strafanteils in einem rechnerischen Verfahren
allein nach MaÃ�gabe der Dauer der SÃ¤umnis, also des Zeitraums zwischen
FÃ¤lligkeit und tatsÃ¤chlicher Zahlung, und der HÃ¶he der von der SÃ¤umnis
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betroffen ZahlbetrÃ¤ge vor. Die tatsÃ¤chliche Dauer dieser SÃ¤umnis bringt aber
lediglich einen von vielen Aspekten zum Ausdruck, welche erst in der gebotenen
wertenden Gesamtbetrachtung eine Beurteilung des AusmaÃ�es des individuellen
Verschuldens zulassen.

Dem Schuldgrundsatz ist auch und insbesondere bei der Ahndung vorsÃ¤tzlicher
Verfehlungen uneingeschrÃ¤nkt Rechnung zu tragen. Auch bei Vorsatztaten gibt
der Zeitablauf zwischen Begehung und Aufdeckung jedoch als solcher
regelmÃ¤Ã�ig keine richtungweisenden AufschlÃ¼sse Ã¼ber das AusmaÃ� des
Verschuldens. Beispielsweise mag nach dem Diebstahl eines Fahrrads in dem einen
Fall der TÃ¤ter mit dem entwendeten Rad schon nach einem Tag und in einem
anderen Fall erst nach zwei Jahren von der Polizei entdeckt werden. Bei der
Erfassung des SchuldausmaÃ�es wÃ¤re es jedoch nicht sachgerecht, das AusmaÃ�
der Schuld allein rechnerisch nach MaÃ�gabe des Zeitraums zwischen Tat und
deren AufklÃ¤rung zu bestimmen und dementsprechend im zweiten Beispielsfall
angesichts der tatsÃ¤chlich erst spÃ¤ter erfolgenden Ergreifung des TÃ¤ters ein
Vielfaches (rechnerisch letztlich das 730fache) der Schuld im ersten Beispielsfall
anzunehmen.

Auch bei Beitragshinterziehungen bringt die zeitliche Ausdehnung der SÃ¤umnis nur
einen Teilaspekt der daneben von anderen Faktoren bestimmten individuellen
Schuld zum Ausdruck, welche nach den verfassungsrechtlichen Vorgaben in der
gebotenen Gesamtbewertung aller schuldbestimmenden Aspekte als MaÃ�stab
fÃ¼r die Bemessung der in den SÃ¤umniszuschlÃ¤gen beinhalteten
Strafkomponente zu berÃ¼cksichtigen ist. Es fehlt damit letztlich schon im
Ausgangspunkt an der gebotenen hinreichenden Korrelation zwischen den
einfachgesetzlichen MaÃ�stÃ¤ben fÃ¼r die Ermittlung der HÃ¶he der in den
SÃ¤umniszuschlÃ¤gen beinhalteten Strafkomponente und ihrer
verfassungsrechtlich gebotenen Ausrichtung an dem AusmaÃ� der individuellen
Schuld.

ee) Das BSG modifiziert allerdings den gesetzgeberischen Ansatz gemÃ¤Ã� Â§ 24
Abs. 1 Satz 1 SGB VI inzwischen im Ergebnis dahingehend, dass mÃ¶glichen
HÃ¤rten oder einer UnverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit im Einzelfall Rechnung getragen
werden kann. Es verweist dabei namentlich auf die Regelungen zur Stundung,
Niederschlagung und zum Erlass von Forderungen nach Â§Â 76 Abs. 2 SatzÂ 1 Nr. 1
bis 3 SGB IV, welche â��umfassendâ�� insbesondere einer
UnverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit im jeweiligen Einzelfall entgegenstehen sollen (BSG, U.v.
7. Juli 2020Â â�� B 12 R 28/18 RÂ â��, SozR 4-2400 Â§Â 24 Nr 9, Rn. 19). 

Der vom BSG (aaO) damit postulierte Ansatz, dass diese Vorgaben und damit im
Ergebnis insbesondere die MÃ¶glichkeit eines Erlasses von
SÃ¤umniszuschlagsforderungen nach Â§ 76 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SGB IV
â��umfassende Regelungenâ�� zur Vermeidung namentlich einer
â��UnverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit im Einzelfallâ�� beinhalten, wirkt sich zunÃ¤chst auf
die Auslegung der tatbestandlichen Voraussetzungen fÃ¼r einen entsprechenden
Erlass nach Â§ 76 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SGB IV aus. Die dieser Vorschrift vom BSG
zugewiesene Aufgabe einer (â��umfassendenâ��) Vermeidung von
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UnverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeiten im Einzelfall kann sie nur erfÃ¼llen, wenn bereits eine
UnverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit der HÃ¶he der sich im Einzelfall aus den rechnerischen
Vorgaben des Â§Â 24 Abs. 1 SGB IV ergebenden SÃ¤umniszuschlÃ¤ge zugleich die
Unbilligkeit im Sinne des Â§ 76 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SGB IV bedingt. Im Ergebnis hat
damit die erlÃ¤uterte BSG-Rechtsprechung zur Folge, dass Ã¼ber den Wortlaut des 
Â§Â§ 76 Abs. 2 Nr. 3 SGB IV hinaus, von der Erhebung von SÃ¤umniszuschlÃ¤gen
nicht nur im Falle einer sich aus ihrer â��Einziehungâ��, sondern auch bereits im
Falle einer sich aus ihrer Festsetzung ergebenden Unbilligkeit im Sinne
insbesondere auch von deren UnverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit abzusehen ist.

Eine in diesem Sinne ausgehend von der Rechtsprechung des BSG erweiternde
Auslegung des Â§ 76 Abs. 2 SGB IV ist sachgerecht mit den gesetzlichen
ZustÃ¤ndigkeitsvorgaben in Einklang zu bringen. Soweit nach Â§ 76 Abs. 3 Satz 1
fÃ¼r AnsprÃ¼che auf den Gesamtsozialversicherungsbeitrag die zustÃ¤ndige
Einzugsstelle Entscheidungen nach Â§ 76 Abs. 2 SGB IV (unter den Voraussetzungen
des Abs. 3 Satz 3 nur im Einvernehmen mit den beteiligten TrÃ¤gern der
Rentenversicherung und der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit) vornehmen darf, bezieht
sich diese ZustÃ¤ndigkeitszuweisung nach dem gesetzgeberischen Regelungsplan
auf die im Wortlaut des Â§Â 76 Abs. 2 Nr. 3 SGB IV vorgesehene PrÃ¼fung einer
Unbilligkeit lediglich der Einziehung einer zuvor ihrerseits rechtmÃ¤Ã�igÂ 
festgesetzten Forderung (vgl. etwa zur Zuweisung einer PrÃ¼fung der
Voraussetzungen des Â§Â 76 Abs. 2 Satz 1 SGB IV zu einem gesonderten
nachfolgenden Verfahren im Rahmen des Einziehungsverfahrens: BSG, Urteil vom
01. Juli 2010 â�� B 13 R 67/09 R â��, SozR 4-2400 Â§ 24 Nr 5, Rn. 43).

Der Gesetzgeber wollte damit aber nicht die PrÃ¼fung der Voraussetzungen fÃ¼r
die Festsetzung von SÃ¤umniszuschlÃ¤gen als solche im Zusammenhang mit
BetriebsprÃ¼fungen den Einzugsstellen zuweisen, und zwar auch nicht hinsichtlich
der Vereinbarkeit ihrer Festsetzung mit dem Verfassungsgrundsatz der
VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit. Eine Aufspaltung der PrÃ¼fung der materiellrechtlichen
Voraussetzungen fÃ¼r die Festsetzung von SÃ¤umniszuschlÃ¤gen hinsichtlich
insbesondere der in diesem inbegriffenen Strafkomponente in einer Weise, bei der
der prÃ¼fende RentenversicherungstrÃ¤ger zunÃ¤chst ohne PrÃ¼fung des
Ã�bermaÃ�verbotes die Verpflichtung zur Zahlung entsprechende ZuschlÃ¤ge
festzusetzen hÃ¤tte und nachfolgend die Einzugsstellen erst die Vereinbarkeit der
Festsetzungen mit dem Ã�bermaÃ�verbot zu prÃ¼fen hÃ¤tten, wÃ¤re ohnehin
schon ihrerseits mit dem Grundsatz der VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit nicht in Einklang zu
bringen. Wenn der Gesetzgeber eine solche Aufspaltung der
PrÃ¼fungskompetenzen gewollte hÃ¤tte, wofÃ¼r allerdings nichts ersichtlich ist,
dann hÃ¤tte er der betriebsprÃ¼fenden Stelle lediglich entsprechende
Feststellungskompetenzen bezÃ¼glich einzelner Berechnungskomponenten
zuweisen dÃ¼rfen und den Erlass eines durchsetzbaren Leistungsgebots erst von
der abschlieÃ�enden PrÃ¼fung der weiteren Voraussetzungen in Form der materiell-
rechtlichen Beachtung des Ã�bermaÃ�verbotes abhÃ¤ngig machen mÃ¼ssen. 

Verfahrens- und verfassungsrechtlich folgt aus dem erlÃ¤uterten Ansatz des BSG
damit, dass die Voraussetzungen einer UnverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit der HÃ¶he der
SÃ¤umniszuschlÃ¤ge und damit deren Unbilligkeit im Sinne des Â§ 76 Abs. 2 Satz 1
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Nr. 3 SGB IV bereits im Ausgangsverfahren zu prÃ¼fen sind. Art. 19 Abs. 4 GG
verbÃ¼rgt die EffektivitÃ¤t des Rechtsschutzes im Sinne eines Anspruchs des
BÃ¼rgers auf eine wirksame gerichtliche Kontrolle, bei der insbesondere die von
der Prozessordnung erÃ¶ffneten Rechtsmittel fÃ¼r die Betroffenen nicht
â��leerlaufenâ�� dÃ¼rfen (vgl. dazu etwa BVerfG, B.v. 5. Dezember 2001Â â�� 2
BvR 527/99Â â��, BVerfGE 104, 220, Rn. 33 mwN). 

Die BÃ¼rgerinnen und BÃ¼rger haben einen (â��substantiellenâ��, vgl. BVerfG,
B.v. 16. Mai 2018 â�� 2 BvR 635/17 â��, NJW 2018, 2467, Rn. 34, juris) Anspruch
auf eine mÃ¶glichst wirksame gerichtliche Kontrolle. Dazu gehÃ¶rt vor allem, dass
das Gericht â�� bezogen auf das als verletzt behauptete Recht â�� eine
hinreichende PrÃ¼fungsbefugnis Ã¼ber die tatsÃ¤chliche und rechtliche Seite des
Rechtsschutzbegehrens hat sowie Ã¼ber eine zureichende Entscheidungsmacht
verfÃ¼gt, um einer erfolgten oder drohenden Rechtsverletzung abzuhelfen. Aus der
Garantie effektiven Rechtsschutzes folgt namentlich im Ausgangspunkt die Pflicht
der Gerichte, die angefochtenen Verwaltungsakte in rechtlicher und tatsÃ¤chlicher
Hinsicht vollstÃ¤ndig nachzuprÃ¼fen (vgl. BVerfG, B.v. 27. Oktober 1999Â â�� 1
BvR 385/90Â â��, BVerfGE 101, 106, Rn. 67 und B.v. 22. November 2016 â�� 1 BvL
6/14 â��, BVerfGE 143, 216, Rn. 20 jeweils mwN).

Soweit das BVerfG (BVerfG, B.v. 31. Mai 2011 â�� 1 BvR 857/07 â��, BVerfGE 129,
1, Rn. 102, mwN) â��Verfahrensstufungen in Form bindender Vorentscheidungen,
die durch einen Angriff gegen die Endentscheidung nicht mehr oder nur
eingeschrÃ¤nkt einer gerichtlichen Ã�berprÃ¼fung zugefÃ¼hrt werden kÃ¶nnenâ��
prinzipiell fÃ¼r zulÃ¤ssig erachtet, kann dies im vorliegenden Zusammenhang
schon deshalb nicht ausschlaggebend sein, weil die zur Ã�berprÃ¼fung gestellte
Entscheidung Ã¼ber die Festsetzung von SÃ¤umniszuschlÃ¤gen schon im
Ausgangspunkt keine solche â��Vorentscheidungâ��, sondern eine das
Verwaltungsverfahren abschlieÃ�ende vollstreckungsfÃ¤hige abschlieÃ�ende
Entscheidung darstellt. 

Auch im Ã�brigen fehlen die vom BVerfG (aaO) fÃ¼r die ZulÃ¤ssigkeit
entsprechender â��Verfahrensstufungenâ�� entwickelten Voraussetzungen: Es fehlt
bereits an einer hinreichend klaren gesetzlichen Bestimmung fÃ¼r die Annahmen
einer solchen â��Verfahrensstufungâ��; dementsprechend wird fÃ¼r den
betroffenen BÃ¼rger auch keine damit einhergehende Aufspaltung des
Rechtsschutzes mit daraus resultierenden Auswirkungen auf die Anfechtungslast
bezÃ¼glich aufeinander bezogener Verwaltungsentscheidungen hinreichend klar
erkennbar. 

Mangels einer maÃ�geblichen gesetzlich angeordneten Verfahrensstufung umfasst
die erlÃ¤uterte aus Art. 19 Abs. 4 GG ergebende Pflicht der Gerichte zur
â��vollstÃ¤ndigenâ�� NachprÃ¼fung der im gerichtlichen Verfahren angegriffenen
Festsetzungen in rechtlicher und tatsÃ¤chlicher Hinsicht auch die AbklÃ¤rung ihrer
Vereinbarkeit mit dem Verfassungsgrundsatz der VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit. Nur bei
diesem VerstÃ¤ndnis wird dem â�� sich aus dem rechtsstaatlichen Erfordernis der
Messbarkeit und Vorhersehbarkeit staatlichen Handelns folgenden â�� Gebot
hinreichend getragen, dem Rechtsuchenden den Weg zur Ã�berprÃ¼fung
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gerichtlicher Entscheidungen klar vorzuzeichnen (vgl. dazu BVerfG, B.v. 30. April
2003 â�� 1 PBvU 1/02 â��, BVerfGE 107, 395, Rn. 69 mwN).

Der Grundsatz der VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit fordert, dass bei einer
GesamtabwÃ¤gung zwischen der Schwere des Eingriffs und dem Gewicht sowie der
Dringlichkeit der ihn rechtfertigenden GrÃ¼nde die Grenze der Zumutbarkeit fÃ¼r
die Adressaten des Verbots gewahrt bleiben muss. Die MaÃ�nahme darf sie mithin
nicht Ã¼bermÃ¤Ã�ig belasten (Ã�bermaÃ�verbot oder VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit im
engeren Sinne). Im Bereich des staatlichen Strafens (unter Einschluss der
VerhÃ¤ngung strafÃ¤hnlicher Sanktionen) folgt aus dem Schuldprinzip, welches
seine Grundlage in Art. 1 Abs. 1 GG findet, und aus dem Grundsatz der
VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit, der aus dem Rechtsstaatsprinzip und den Freiheitsrechten
abzuleiten ist, dass die Schwere der Tat und das Verschulden des TÃ¤ters zu der
Strafe bzw. zu den strafÃ¤hnlichen Sanktionen in einem gerechten VerhÃ¤ltnis
stehen mÃ¼ssen. Tatbestand und Rechtsfolge mÃ¼ssen sachgerecht aufeinander
abgestimmt sein (vgl. zum Vorstehenden bezogen auf Strafandrohungen: BVerfG,
B.v. vom 9. MÃ¤rz 1994 â�� 2 BvL 43/92 â��, BVerfGE 90, 145, Rn. 123 mwN). Das
Ã�bermaÃ�verbot stellt einen rechtsstaatlichen Eckpfeiler dar; gerade auch seine
Einhaltung muss von den Ã¼berprÃ¼fenden Gerichten entsprechend der
Verfassungsgarantie des effektiven Rechtsschutzes gemÃ¤Ã� Art. 19 Abs. 4 GG
wirksam geprÃ¼ft werden kÃ¶nnen. 

ff) Die Diskrepanz zwischen den einfachgesetzlichen schwerpunktmÃ¤Ã�ig an die
SÃ¤umnisdauer anknÃ¼pfenden Vorgaben des Â§ 24 Abs. 1 Satz 1 SGB IV und dem
verfassungsrechtlichen Gebot der Schuldangemessenheit strafÃ¤hnlicher
Sanktionen wird noch nachhaltig verschÃ¤rft, soweit â�� wie auch im vorliegend zu
beurteilenden Sachverhalt â�� im jeweiligen Einzelfall die Dauer der SÃ¤umnis
schwerpunktmÃ¤Ã�ig den beteiligten staatlichen BehÃ¶rden anzulasten ist. Wenn
gleichwohl die Festsetzung der SÃ¤umniszuschlÃ¤ge unter Einschluss der in diesen
inbegriffenen Strafkomponente auf der Basis der tatsÃ¤chlichen SÃ¤umnisdauer
pauschal in Umsetzung der rechnerischen Vorgaben des Â§ 24 Abs. 1 SGB IV
vorgenommen wird, fÃ¼hrt dies zu sachwidrigen Resultaten. Mit einem solchen
Ansatz werden im Ergebnis die den staatlich beauftragten Stellen anzulastenden
VersÃ¤umnisse zulasten des betroffenen BÃ¼rgers als schulderhÃ¶hende
UmstÃ¤nde bei der Bemessung der staatlichen Sanktionen berÃ¼cksichtigt. Ein
solches Vorgehen ist gemessen am verfassungsrechtlichen Schuldprinzip in sich
widersprÃ¼chlich und widerspricht schon rechtsstaatlichen Anforderungen.

Die pauschale Erhebung von SÃ¤umniszuschlÃ¤gen auch in Bezug auf
SÃ¤umniszeitrÃ¤ume, welche wesentlich durch SÃ¤umnisse auf Seiten der
beteiligten BehÃ¶rden bedingt sind, stellt sich als unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig und nicht
schuldangemessen dar. Die Erhebung von SÃ¤umniszuschlÃ¤gen bringt die
Grundauffassung des Gesetzgebers zum Ausdruck, dass die
SozialversicherungsbeitrÃ¤ge im Interesse der GewÃ¤hrleistungen der finanziellen
Grundlagen der Sozialversicherung zeitnah zu entrichten sind. Dieser Grundansatz
begrÃ¼ndet fÃ¼r die beteiligten BehÃ¶rden natÃ¼rlich auch die Verpflichtung, bei
erkannten VerstÃ¶Ã�en sich auch ihrerseits nachdrÃ¼cklich um eine zeitnahe
Heranziehung des Beitragsschuldners zu bemÃ¼hen. Dementsprechend hat der
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Gesetzgeber in Â§ 76 Abs. 1 SGB IV als Konkretisierung des Gebotes der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit gemÃ¤Ã� Â§ 69 Abs. 2 SGB IV auch eigens die
Pflicht zur rechtzeitigen und damit zeitnahen Erhebung von Einnahmen normiert. 

Die BerÃ¼cksichtigung einer Ã¼berlangen nicht durch SachgrÃ¼nde
gerechtfertigten Dauer des behÃ¶rdlichen Verfahrens zur Ahndung bekannt
gewordener VerstÃ¶Ã�e gegen die BeitragsabfÃ¼hrungspflicht durch die
Nacherhebung der von Rechts wegen aufzubringenden Beitragszahlungen kann
hinsichtlich der damit einhergehenden Festsetzung von SÃ¤umniszuschlÃ¤gen
umso weniger als schulderhÃ¶hender Gesichtspunkt berÃ¼cksichtigt werden, als im
allgemeinen Strafrecht gerade die gegenteilige Bewertung in Konkretisierung des
Schuldprinzips als sachgerecht anerkannt ist. 

Ein groÃ�er zeitlicher Abstand zwischen Tat und Aburteilung sowie eine lange
Verfahrensdauer und ihre nachteiligen Auswirkungen auf den Angeklagten stellen
strafrechtlich regelmÃ¤Ã�ig sogar selbst dann gewichtige MilderungsgrÃ¼nde dar,
wenn die VerzÃ¶gerungen sachlich bedingt waren (BGH, B.v. 21. Dezember
2010Â â�� 2 StR 344/10Â â�� NStZ 2011, 651, Rn. 14 mwN). Erst recht gilt dies
natÃ¼rlich fÃ¼r Fallgestaltungen sachlich nicht bedingter erheblicher
VerzÃ¶gerungen. 

Der Beschleunigungsgrundsatz wurzelt bereits im Rechtsstaatprinzip. Er dient
einerseits Ã¶ffentlichen Interessen, indem er insbesondere etwa dazu beitrÃ¤gt,
eine auf unverfÃ¤lschter Beweisgrundlage beruhende Entscheidung zu
ermÃ¶glichen. Dabei fÃ¶rdert er zugleich eine auch generalprÃ¤ventiven Aspekten
genÃ¼gende Realisierung des staatlichen Sanktionsanspruchs und schÃ¼tzt zudem
die betroffenen subjektiven Belange des Beschuldigten (BVerfG, B.v. 21. Juni
2006Â â�� 2 BvR 750/06Â â��, BVerfGK 8, 260-266). Ein langer Zeitablauf nach der
Tat fÃ¼hrt nicht nur zu einer Minderung des SÃ¼hneanspruchs, weil das
StrafbedÃ¼rfnis allgemein abnimmt, sondern erfordert auch eine gesteigerte
PrÃ¼fung der Wirkungen der Strafe fÃ¼r den TÃ¤ter (BGH, B.v. 12. Juni 2017Â â�� 
GSSt 2/17Â â��, BGHSt 62, 184, Rn. 30 mwN).

So, wie der VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeitsgrundsatz allgemein dazu anhÃ¤lt, in jeder
Lage des Verfahrens zu prÃ¼fen, ob die eingesetzten Mittel insbesondere der
Bestrafung unter BerÃ¼cksichtigung der davon ausgehenden
GrundrechtsbeschrÃ¤nkungen fÃ¼r den Betroffenen noch in einem angemessenen
VerhÃ¤ltnis zu dem dadurch erreichbaren RechtsgÃ¼terschutz stehen, verpflichtet
er im Falle eines mit dem Rechtsstaatsprinzip nicht in Einklang stehenden
Ã¼berlangen Verfahrens zur PrÃ¼fung, ob und mit welchen Mitteln der Staat gegen
den Betroffenen (noch) strafrechtlich vorgehen kann (BGH, Beschluss vom 17.
Januar 2008Â â�� GSSt 1/07Â â��, BGHSt 52, 124-148, Rn. 24). Diesen
BewertungsgrundsÃ¤tzen ist auch bei der PrÃ¼fung der Schuldangemessenheit des
AusmaÃ�es der in den SÃ¤umniszuschlÃ¤gen beinhalteten Strafkomponente
Rechnung zu tragen. Wenn im allgemeinen Strafrecht eine Ã¼berlange
Verfahrensdauer unter BerÃ¼cksichtigung namentlich des Verfahrensgrundsatzes
der VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit sanktionseinschrÃ¤nkend zu berÃ¼cksichtigen ist,
dann kann eine behÃ¶rdlicherseits zu vertretende Ausdehnung der Verfahrensdauer

                            32 / 34

https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/76.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/69.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=2%20StR%20344/10
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NStZ%202011,%20651
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=2%20BvR%20750/06
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BVerfGK%208,%20260
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=GSSt%202/17
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BGHSt%2062,%20184
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=GSSt%201/07
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BGHSt%2052,%20124


 

sich nicht in Bezug auf die in den SÃ¤umniszuschlÃ¤gen beinhaltete strafÃ¤hnliche
Ahndung sanktionserhÃ¶hend auswirken. 

Im vorliegenden Fall ist nach der Ã�berprÃ¼fung der Baustelle am 20. August 2014
(Bl. 17 VV) zeitnah vom KlÃ¤ger die Zustimmung zur Einsichtnahme in seine
GeschÃ¤ftsunterlagen erteilt worden (vgl. Schreiben seines Steuerberaters vom 5.
September 2014, Bl. 7 VV). Eine entsprechende GeschÃ¤ftsunterlagenprÃ¼fung
wurde am 10. November 2014 (Bl. 11 VV) durchgefÃ¼hrt.

Auch die Beklagte war bereits Anfang 2015 mit dem Sachverhalt befasst (vgl. etwa
ihre Stellungnahme vom 9. MÃ¤rz 2015 an das Hauptzollamt, Bl. 21 VV). Bereits
damals waren alle wesentlichen Eckpunkte des Sachverhalts bekannt. Wenn
gleichwohl der maÃ�gebliche Beitragsnacherhebungsbescheid erst am 20. August
2019 erlassen worden ist, war dies primÃ¤r von den beteiligten BehÃ¶rden zu
vertreten. Den VerwaltungsvorgÃ¤ngen der Beklagten ist nichts dafÃ¼r zu
entnehmen, dass noch so umfÃ¤ngliche weitere ErmittlungstÃ¤tigkeiten erforderlich
gewesen sein kÃ¶nnten, welche auch bei einem sachgerechten Vorgehen einen
weiteren Bearbeitungszeitraum von mehr als vier Jahren erfordert hÃ¤tten. Soweit
eine Befragung von Beigeladenen Anfang 2015 fÃ¼r hilfreich erachtet worden ist,
konnte diese innerhalb weniger Wochen veranlasst werden. Entsprechendes gilt
fÃ¼r eine eventuell erforderliche Hausdurchsuchung beim KlÃ¤ger, bezÃ¼glich
derer ohnehin nicht ersichtlich ist, zu welchen konkreten fÃ¼r die
Beitragsnacherhebung maÃ�geblichen weiteren Erkenntnissen diese (nach der
bereits im November 2014 erfolgten Einsichtnahme in die GeschÃ¤ftsunterlagen
des KlÃ¤gers) noch fÃ¼hren sollte. Auch die Beklagte vermochte auf Nachfrage des
Senates die Sachgerechtigkeit der auÃ�ergewÃ¶hnlichen VerzÃ¶gerung um mehr
als vier Jahre nicht nachvollziehbar zu erlÃ¤utern. 

Der faktische zeitliche Abstand zwischen dem Zeitpunkt der FÃ¤lligkeit der
nachzuentrichtenden BeitrÃ¤ge und dem Zeitpunkt ihrer Festsetzung in einem
entsprechenden Beitragsnacherhebungsbescheid lÃ¤sst in Fallgestaltungen der
vorliegend zu beurteilenden AusprÃ¤gung noch weniger als sonst richtungweisende
RÃ¼ckschlÃ¼sse auf eine Schwere der Sorgfaltswidrigkeit und damit auf ein
Verschulden auf Seiten des Beitragsschuldners zu, soweit sich dieser Abstand
maÃ�geblich gerade durch VersÃ¤umnisse auf Seiten der zur Feststellung und
Durchsetzung von BeitragsrÃ¼ckstÃ¤nden zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden verlÃ¤ngert
hat. Es stellt ein in sich widersprÃ¼chliches und damit im Ergebnis zugleich
treuwidriges Verhalten dar, wenn die zur zeitnahen Durchsetzung von
BeitragsrÃ¼ckstÃ¤nden zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden ihre TÃ¤tigkeit selbst mit
erheblichen zeitlichen VersÃ¤umnissen betreiben und dann das ihrerseits bewirkte
Anwachsen der SÃ¤umniszeitrÃ¤ume im Ergebnis dem Beitragsschuldner in Form
zusÃ¤tzlich angewachsener SÃ¤umniszuschlÃ¤ge als strafÃ¤hnliche weitere
Sanktion anlasten (vgl. allgemein zum Gesichtspunkt des widersprÃ¼chlichen
Verhaltens unter BerÃ¼cksichtigung des Â§ 242 BGB auch BSG, U.v. 19. Oktober
2000 â�� B 10 LW 21/99 R â�� SozR 3-5868 Â§ 21 Nr 2).

In der gebotenen Gesamtbetrachtung unter Einbeziehung der dabei
unvermeidbaren SchÃ¤tzungen und Pauschalierungen erachtet es der Senat im
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vorliegenden Fall â�� auch unter BerÃ¼cksichtigung des sehr niedrigen Zinsniveaus
in den Jahren ab 2016 und der damit seinerzeit nachdrÃ¼cklich verminderten
Relevanz der angesprochenen Zinsausgleichskomponente â�� fÃ¼r eine
sachgerechte Bewertung, die Erhebung von SÃ¤umniszuschlÃ¤gen auf den
SÃ¤umniszeitraum bis Ende 2015 zu begrenzen. FÃ¼r die nachfolgenden
ZeitrÃ¤ume stehen ihrer Festsetzung ihre fehlende Schuldangemessenheit und
damit zugleich die aufgezeigte Treuwidrigkeit entgegen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 197a SGG i.V.m. Â§Â§ 155 Abs. 1 Satz 1, 162
Abs. 3 VwGO.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen (Â§ 160 Abs. 2 SGG), sind nicht gegeben. 

Â 

Erstellt am: 18.03.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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